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Vorwort 

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wurde die Stellung des Steuerbera-
ters als unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege gesetzlich nor-
miert. Was bedeutet das für die Funktion des Berufsstands? Diese und 
weitere Fragen standen im Fokus der DWS-Berufsrechtstagung 2019. 

Durch die Gesetzesänderung wird der Steuerberater aufgewertet und 
statusmäßig mit dem Rechtsanwalt gleichgestellt. Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz sprach beim Deutschen Steuerberatertag 2019 sogar von 
einem „Ritterschlag“. Dieser ist von immensem Wert, denn dem deut-
schen Berufsstand kommt in seiner Ausgestaltung eine Sonderrolle in 
Europa zu, die in anderen Mitgliedstaaten nicht bekannt ist. Mit der Or-
ganstellung steht der Steuerberater nun auf Augenhöhe mit der Fi-
nanzverwaltung und sorgt dafür, das Kompetenzgefälle zwischen Fi-
nanzamt und Steuerpflichtigen auszugleichen. Die Gesetzesänderung 
stärkt dem Berufsstand vor allem in Bezug auf die Deregulierungsbe-
strebungen der EU-Kommission den Rücken. 

Die Expertendiskussion beleuchtete, inwiefern der Steuerberater zur 
Funktionsfähigkeit des staatlichen Abgabensystems beiträgt und seine 
Stellung innerhalb des Rechtsstaates im Gegensatz zum Status des 
Steuerberaters als Interessenvertreter des Mandanten steht. Die Podi-
umsteilnehmer erörterten, wie mit der Normierung der Organstellung 
z. B. die von der EU immer wieder angegriffenen Vorbehaltsaufgaben 
noch besser verteidigt werden können. Im Ergebnis war man sich einig, 
dass die Einführung der Organstellung in das Gesetz sowohl mit Blick 
auf Brüssel als auch vor dem Hintergrund der Digitalisierung ein weg-
weisender Schritt zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit des Berufsstan-
des ist. In der Diskussion zeigte sich, wie wichtig die gesetzliche Nor-
mierung der Organstellung ist, dass aber erst die zukünftige 
Rechtsprechung und weitere Entwicklung die sich daraus ergebenden 
Befugnisse und Bindungen konkretisieren werden. 

Wir danken allen Teilnehmern der Berufsrechtstagung sowie den Mit-
gliedern des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Berufsrecht“ für ihren 
Beitrag zum Gelingen der Veranstaltung. 

Unser besonderer Dank gilt Herrn Prof. Ring (Mitglied im wissenschaft-
lichen Arbeitskreis „Berufsrecht“), der das Einführungsreferat gehalten 
hat. 
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Wir danken ebenfalls den weiteren Teilnehmern der Podiumsdiskussi-
on: Herrn Ministerialdirigent Dr. Misera (BMF-Unterabteilungsleiter), 
Herrn Dr. Stein (Mitglied im wissenschaftlichen Arbeitskreis „Berufs-
recht“ und Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer), Herrn Prof. 
Kilian (Mitglied im wissenschaftlichen Arbeitskreis „Berufsrecht“) sowie 
Herrn Prof. Mann (Vorsitzender des wissenschaftlichen Arbeitskreises 
„Berufsrecht“), der die Podiumsdiskussion leitete. 

  

  

Prof. Dr. Hartmut Schwab Claudia Nölle 
Vorstandsvorsitzender des Geschäftsführerin 
Deutschen wissenschaftlichen des Deutschen wissenschaftlichen 
Instituts der Steuerberater e.V. Instituts der Steuerberater e.V. 
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Begrüßung 7 

Der Steuerberater als unabhängiges Organ der 
Steuerrechtspflege – ein echter Mehrwert für 
den Berufsstand? 

Begrüßung 

Prof. Dr. Hartmut Schwab, Dipl.-Ök., StB/FB f. Internat. StR 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, im 
Namen des Deutschen wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater 
heiße ich Sie heute zu unserer Berufsrechtstagung ganz herzlich will-
kommen. Es ist für mich heute eine Premiere, dass ich in meinem neuen 
Amt als Vorsitzender des DWS-Institut bzw. als Präsident der Bundess-
teuerberaterkammer eine Tagung eröffnen darf. Ich freue mich, dass 
ich heute vor Ihnen stehe. 

Ich begrüße zudem auch all diejenigen, die uns via Livestream verfol-
gen. Ich möchte Sie direkt darauf hinweisen, dass diese Tagung auf 
YouTube übertragen wird. Wie ich soeben erfahren habe, nutzten letz-
tes Jahr 2.000 Kolleginnen und Kollegen bzw. Interessierte diesen Live-
stream und verfolgten die Berufsrechtstagung. 2.000 klingt erst einmal 
viel, bei der gestrigen Pressekonferenz des FC Bayern München waren 
es allerdings um die 50.000. Wir arbeiten noch an den Zahlen. 

Zudem begrüße ich die anwesenden Vertreter unseres Berufsstandes, 
die Verbände, die Kammern der freien Berufe und auch die Angehöri-
gen des BMF bzw. der Landesfinanzministerien, die heute zahlreich 
hier erschienen sind. 

In diesem Jahr haben wir das Thema: „Der Steuerberater als unabhän-
giges Organ der Steuerrechtspflege“ mit dem Untertitel „Ein echter 
Mehrwert für den Berufsstand?“ gewählt. Eine sehr aktuelle Thematik. 
Wie Sie vielleicht wissen, ist das Jahressteuergesetz in den letzten Zü-
gen der Abstimmung und zum 1. Januar 2020 soll der Steuerberater als 
Organ der Steuerrechtspflege gesetzlich normiert werden. Diese Neu-
regelung entspricht einem Petitum unseres Berufsstandes, sprich der 
Bundessteuerberaterkammer. Ich hoffe, dass wir am Ende der Diskus-
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sion das Fragezeichen unseres Untertitels durch ein Ausrufezeichen 
ersetzen können. 

Die besondere Funktion des Steuerberaters als Organ der Steuer-
rechtspflege ist ein Schritt dazu, einen Gleichklang mit der Berufsord-
nung der Rechtsanwälte zu schaffen und wie es unser Finanzminister, 
Herr Olaf Scholz, vor kurzem erst auf dem Steuerberatertag formuliert 
hat: „Es ist der Ritterschlag für den Berufsstand!“ Was genau er damit 
gemeint hat, werden wir heute diskutieren. 

Welche Rechte und Pflichten ergeben sich aus diesem Ritterschlag? 
Folgt daraus eine neue Qualität für die Stellung des Steuerberaters? 
Zweifelsohne ist der Steuerberater in erster Linie der Interessenvertre-
ter seiner Mandanten. Er hat eine ganz besondere Vertrauensstellung 
gegenüber diesem, aber der Steuerberater ist selbstverständlich auch 
an Recht und Gesetz gebunden und auf neudeutsch gesagt: „compli-
ant“. Er muss sich compliant verhalten. Auch wenn dies im Rahmen der 
Cum-Cum-, Cum-Ex-Steuerskandale zum Teil anders gesehen wurde. 

Wie stark der Gegenwind ist, der dem Berufsstand insoweit aus Brüssel 
entgegenweht, zeigte auch der Bericht des TAX3-Sonderausschusses 
im Europäischen Parlament. Der Ausschuss unterstellt in einer verall-
gemeinerten Aussage, dass auch Steuerberater an Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung beteiligt seien. Klar ist, Steuerhinterziehung ist 
in hohem Maß gemeinwohlschädlich. Wir alle zahlen Steuern und lei-
den unter Steuerhinterziehung, da wir mehr zahlen müssen. Es ist aber 
nicht zielführend, eine Berufsgruppe, die maßgeblich zur Sicherung des 
Steueraufkommens in den Mitgliedstaaten beiträgt, unter diesen Gene-
ralverdacht zu stellen. Gerade in Deutschland ist der Steuerberater für 
den Mittelstand – die Stütze unserer Wirtschaft – unverzichtbar. Eine so 
kleinteilige Wirtschaft wie in Deutschland ist nur möglich, da es den Be-
ruf des Steuerberaters gibt und der Berater eine besondere Vertrau-
ensstellung bei seinen Mandanten genießt. Zentrales Merkmal des 
Steuerberaters bleibt die aus der Unabhängigkeit folgende Freiberuf-
lichkeit und die im Vordergrund stehende Mandantenbindung. 

Die heutige Frage ist, was folgt aus der Gesetzesänderung? Ändert 
sich durch den Ritterschlag das Vertrauensverhältnis zu den Mandan-
ten? Ist der Steuerberater als Compliance-Faktor infolge der gesetzlich 
verankerten Organstellung in einer neuen, vielleicht stärkeren, besse-
ren Position zu sehen? Folgt aus der Neuregelung in Verbindung mit 
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dem Compliance-Gedanken überhaupt eine Erleichterung? Oder ergibt 
sich daraus eher ein Mehr an vom Staat auferlegten Pflichten? 

Ich hoffe, dass auf diese Fragen heute Antworten gegeben werden. Ich 
denke, dass der Ritterschlag vielleicht auch ein Ritterschwert für uns 
sein wird. Ein zusätzliches Schwert im Kampf gegen Brüssel, um die 
Position und die Funktion des Steuerberaters zu verdeutlichen. Eine 
Position eines spezialisierten Rechtsanwaltes, der eben nicht – wie es 
zum Teil in der EU-Kommission dargestellt wird – mit Unternehmensbe-
ratern, Buchhaltern und ähnlichen Berufsgruppen gleichzustellen ist. 

Die gesetzliche Verankerung des Steuerberaters als Organ der Steuer-
rechtspflege zeigt, dass professionelle Steuerberatung einen hohen 
Wert hat. Dies hat auch die deutsche Steuergewerkschaft in ihrer Stel-
lungnahme zum Jahressteuergesetz so formuliert. Innerhalb der nun 
folgenden Diskussion um die geplante gesetzliche Normierung der Stel-
lung des Steuerberaters als unabhängiges Organ der Steuerrechtspfle-
ge ist daher vor allem auszuwerten, welches berufspolitische Zeichen 
mit der geplanten Gesetzesänderung gesetzt werden soll. 

Dazu begrüße ich aus unserem Arbeitskreis Herrn Prof. Ring von der 
Technischen Universität Bergakademie Freiberg. Herr Prof. Ring ist 
Mitglied im wissenschaftlichen Arbeitskreis „Berufsrecht“ des DWS-
Institutes. Ich bedanke mich für seine Bereitschaft, heute den Einfüh-
rungsvortrag zu halten. Herr Prof. Ring wird zum Inhalt der Organstel-
lung ausführen und insbesondere das Wesensmerkmal der Unabhän-
gigkeit näher beleuchten. 

Ich freue mich auch, dass wir zudem den Ministerialdirigenten Herrn Dr. 
Misera auf dem Podium begrüßen dürfen. Herr Dr. Misera ist Leiter der 
Unterabteilung IV A im Bundesministerium der Finanzen und dort unter 
anderem für das Berufsrecht zuständig – sprich ein hervorragender 
Kenner des Berufsrechts der Steuerberater. 

Herr Prof. Mann wird die heutige Diskussion leiten. Herr Prof. Mann 
stammt von der Georg-August-Universität in Göttingen und ist ebenso 
Mitglied bzw. Vorsitzender unseres wissenschaftlichen Arbeitskreises 
Berufsrecht. 

Die weiteren Mitglieder des Arbeitskreises, Herrn Dr. Stein und Herrn 
Prof. Kilian, begrüße ich ebenfalls als Podiumsteilnehmer. Das fünfte 
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Mitglied unseres Arbeitskreises Berufsrecht, Herrn Prof. Kämmerer, 
heiße ich recht herzlich im Publikum willkommen. 

Meine Damen und Herren, Sie erwartet nun ein interessantes Impulsre-
ferat, in dessen Anschluss wir in eine Podiumsdiskussion münden. Am 
Schluss werden Sie selbst die Möglichkeit haben, sich an der Diskussi-
on zu beteiligen. 

Da diese Veranstaltung aufgezeichnet wird, bitte ich Sie, sich bei einer 
Wortmeldung zunächst mit Ihrem Namen und Ihrer Funktion vorzustel-
len, damit wir dies später im Tagungsband veröffentlichen können. 

Herr Prof. Ring, wir sind gespannt auf Ihren Vortrag, um den ich Sie 
jetzt bitte. Ich freue mich anschließend auf eine lebhafte Diskussion. 

Vielen Dank. 
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I. Impulsreferat 
Der Steuerberater als unabhängiges Organ der 
Steuerrechtspflege – ein echter Mehrwert für den 
Berufsstand? 

Prof. Dr. Gerhard Ring 

Ganz herzlichen Dank für die freundlichen, einführenden Worte. 

Mein Vortrag des heutigen Tages mit dem Thema: „Der Steuerberater 
als unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege“ wird sich primär mit 
der Unabhängigkeit des Steuerberaters auseinandersetzen. Zuvor ganz 
kurz die Gliederung meiner Ausführungen. Nach einer kurzen Einlei-
tung möchte ich gern auf die Organstellung des Steuerberaters in der 
Steuerrechtspflege eingehen und mich danach mit der eigentlichen 
Fragestellung beschäftigen – nämlich der Unabhängigkeit. Wobei sich 
die Frage stellen wird: „Unabhängigkeit von wem oder von was?“. 

Im Mittelpunkt steht die Staatsunabhängigkeit, gefolgt von der Unab-
hängigkeit vom Auftraggeber, sprich vom Mandanten. Die Unabhängig-
keit von Mitarbeitern und Dritten werde ich als letzten Punkt behandeln, 
bevor ich dann ein kurzes Resümee meiner Überlegungen anschließen 
möchte. 

Die Satzungsbestimmung des § 1 Abs. 1 BOStB bezeichnet schon seit 
Jahren, entsprechend der gesetzlichen Verankerung der Organstellung 
des Rechtsanwalts in § 1 BRAO, den Steuerberater als unabhängiges 
Organ der Steuerrechtspflege. Die Stellung des Steuerberaters als Organ 
der Steuerrechtspflege wurde durch das Bundesverfassungsgericht be-
reits 1989 anerkannt. Die Bestrebungen dies nach dem Vorbild der 
BRAO und der BOStB auch im Steuerberatungsgesetz zu verankern, 
werden hoffentlich in Kürze von Erfolg gekrönt sein. 

Infolge Art. 20 Nr. 4 des Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
wird § 32 Abs. 2 StBerG eine Neufassung erfahren. Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte sind gemäß § 32 Abs. 2 Satz 1 StBerG-E ein 
unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege. Nach § 32 Abs. 2 Satz 3 
StBerG-E üben Steuerberater einen freien Beruf aus und gemäß § 32 
Abs. 2 Satz 4 StBerG-E ist ihre Tätigkeit kein Gewerbe. 
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Der Gesetz- bzw. der Satzungsgeber wertet damit den Steuerberater 
nicht als Staatsorgan auf, sondern weist ihm eine bestimmte Aufgaben-
stellung zu. Er ist Träger von Funktionen zur Wahrung des Rechts. Der 
Steuerberater ist aber zugleich, im Verhältnis zu den Finanzgerichten 
und zu den Finanzbehörden, auch ein gleichberechtigtes Organ der 
Steuerrechtspflege. Dies ist nicht neu. Der Status des Steuerberaters 
als unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege ist durch die Judikatur 
des Bundesverfassungsgerichts seit längerem grundsätzlich anerkannt. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in Bezug auf die allgemeinen Be-
rufspflichten beim Status von Rechtsanwälten und Steuerberatern keine 
wesentlichen Unterschiede konstatiert. Infolge analoger Ausgestaltung 
der Berufsaufgaben und -pflichten sowie der analogen Organisation der 
berufsrechtlichen Selbstverwaltung, wurden beide rechtsberatenden 
Berufe gesetzgeberisch weitestgehend gleichgestellt. Hierbei ist aber 
zu berücksichtigen, dass die Steuerrechtsberatung traditionell schon 
immer Teil der den Rechtsanwälten obliegenden allgemeinen Rechts-
beratung ist. Insoweit lag die Heraushebung des Steuerberaters als 
Organ der Steuerrechtspflege auf der Hand und war in der Berufsord-
nung ja auch schon verankert. 

Kleemann hat gleichwohl Skepsis daran geäußert, ob dieses Postulat 
mit der Rechtswirklichkeit im Verhältnis zu staatlichen Organen in Ein-
klang zu bringen ist. Er hat die Frage aufgeworfen, ob der Steuerbera-
ter tatsächlich ein gleichberechtigtes Organ ist, und diese wie folgt be-
antwortet: „Nur durch (eine) ständig selbstbewusste, nach dem Gebot 
der Sachlichkeit bestimmte Berufsausübung, wird die tatsächliche An-
erkennung als gleichberechtigtes Organ (auch) erreicht werden.“ 

Ich komme nunmehr zur Begrifflichkeit „Organ der Steuerrechtspflege“. 

Der Begriff des Organs ist missverständlich. Er hat keine juristisch 
fassbare Bedeutung. Gesetzgeberische Maßnahmen im Kampf gegen 
Steuerverkürzung und internationale Geldwäsche haben dazu geführt, 
dass die geläufige Qualifizierung der Tätigkeit des Beraters – als eines 
Organs der Steuerrechtspflege – in diesem Zusammenhang auch zu 
Missverständnissen führen kann. Bereits 1931 hat Lion in Bezug auf 
den Begriff „Organ der Steuerrechtspflege“ konstatiert, dass der Steu-
erberater nicht auf Grund des Begriffes zum Gehilfen des Staates wird. 
Der Steuerberater dient der Wahrheit, der Feststellung und der Durch-
führung des Steueranspruchs, er braucht seine Tätigkeit aber nur zu 
entfalten, soweit sie seinem Auftraggeber günstig ist. Insoweit bleibt er 
Interessenvertreter. Der Steuerberater hat nicht zugleich die Interessen 
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seines Mandanten und die des Staates zu fördern. Vielmehr, so die Ar-
gumentation von Lion, fördert seine Tätigkeit, selbst wenn sie nur „die 
Interessen der einen Seite“, d. h. jene des Mandanten wahrnimmt, zu-
gleich auch die Interessen des Staates. 

„Organ der (Steuer-)Rechtspflege“ umschreibt nur schlagwortartig die 
Stellung des Steuerberaters innerhalb des Rechtsstaats. Er ist in dieser 
Funktion nicht bloßer Interessenvertreter, sondern auch der Rechts-
pflege als wichtigem Gemeinschaftsgut verpflichtet. Die Interessenver-
tretung ist, insbesondere durch die Gemeinwohlverpflichtung als Organ 
der (Steuer-)Rechtspflege als deren Ausfluss der Steuerberater seinen 
Beruf nach § 57 Abs. 1 StBerG unabhängig, eigenverantwortlich und 
gewissenhaft auszuüben hat, beschränkt. 

In der Konkurrenz allerdings zum Status des Steuerberaters als Inte-
ressenvertreter ist die Organstellung innerhalb der Grenzen des Rechts 
nachgelagert. Die Organstellung zielt darauf ab, dass der Steuerberater 
die Sache des Steuerbürgers in der Vertretung von dessen Interessen 
gegenüber der Staatsgewalt auf der Grundlage souveräner Gleichheit 
wahrzunehmen hat. Das bedeutet, dass aus der Organstellung Pflichten 
folgen. Diese dürfen aber die Rechte des Steuerberaters als Interes-
senvertreter nicht überlagern. Steuerberater nehmen neben der Inte-
ressenvertretung auch eine unabhängige Organstellung in der Steuer-
rechtspflege ein. So auch die Argumentation des Bundesgerichtshofs 
für den Ausschluss eines Steuerberaters aus dem Beruf, der eine Ge-
fahr für die Rechtspflege voraussetzt. Demnach ist es erforderlich, dass 
aufgrund einer schweren Pflichtverletzung das für jede Rechtsberatung 
unabdingbare Vertrauen zwischen dem Berater und seinen Mandanten, 
sowie die für eine sachgerechte Rechtsberatung notwendige „innere 
Unabhängigkeit“ des Beraters beeinträchtigt ist. 

Was bedeutet nun „Unabhängigkeit“? 

„Unabhängigkeit“ des Steuerberaters im Sinne einer unabhängigen Be-
rufsausübung ist nicht nur Ausfluss des Status als „Organ der Steuer-
rechtspflege“, sondern auch Wesensmerkmal des steuerberatenden als 
eines freien Berufs. Was bedeutet „Unabhängigkeit“ nun konkret? Un-
abhängigkeit setzt voraus, dass der Steuerberater keine Bindungen 
eingeht, die aufgrund Gesetzes oder anderer Berufspflichten geeignet 
sind, seine Entscheidungsfreiheit zu beeinträchtigen. 
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Die Stellung als unabhängiges Organ beinhaltet die Verpflichtung, be-
rufliche und persönliche Unabhängigkeit sowohl in rechtlicher als auch 
in tatsächlicher Hinsicht nach allen Seiten hin zu wahren. Die Unab-
hängigkeit des Steuerberaters, als Wesensmerkmal seiner freiberufli-
chen Berufsausübung, hat in diversen gesetzlichen Regelungen ihren 
Niederschlag gefunden. Der Steuerberater hat nach § 57 Abs. 1 
StBerG seinen Beruf unabhängig auszuüben, wobei Unabhängigkeit 
häufig mit Eigenverantwortlichkeit gleichgesetzt wird. § 2 Abs. 1 BOStB 
konkretisiert die Unabhängigkeit dahingehend, dass Steuerberater ihre 
persönliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit gegenüber jedermann 
zu wahren haben. Daraus folgt, dass auch der Steuerberater seine Un-
abhängigkeit so weit wie irgend möglich sichern und jeder Beeinflus-
sung seiner Unabhängigkeit infolge wirtschaftlicher Interessen entge-
gentreten muss. Dies hat zur Konsequenz, dass er nach § 2 Abs. 2 
BOStB auch keine Bindungen eingehen darf, die seine berufliche Ent-
scheidungsfreiheit gefährden können. Er muss im Interesse einer Wah-
rung seiner beruflichen Entscheidungsfreiheit seinen Beruf frei von 
sachfremden Einflüssen ausüben können. 

Insoweit ist auch der Negativkatalog des § 2 Abs. 3 BOStB zu benen-
nen, der beispielhaft Konstellationen listet, in denen die Unabhängigkeit 
im Falle von Interessenkonflikten mit Sachverhalten im wirtschaftlichen 
Kontext als nicht gewährleistet angesehen wird. Zum Beispiel die An-
nahme von Vorteilen jeder Art, die Vereinbarung oder die Annahme von 
Provisionen, die Übernahme von Mandantenrisiken, etc. 

Auf die Unabhängigkeit des Steuerberaters zielt auch § 6 BOStB – „In-
teressenkollisionen“. Der Steuerberater darf nicht tätig werden, wenn 
eine Kollision mit eigenen Interessen gegeben ist, er hat die Rahmen-
bedingungen für eine insbesondere wirtschaftliche Unabhängigkeit zu 
schaffen. Mehrere Auftraggeber dürfen in derselben Sache nach § 6 
Abs. 2 BOStB nur beraten oder vertreten werden, wenn dem Steuerbe-
rater ein gemeinsamer Auftrag erteilt worden ist oder alle Auftraggeber 
einverstanden sind. Somit muss der Steuerberater auf widerstreitende 
Interessen ausdrücklich hinweisen. 

Unabhängigkeit ist nicht gleichzusetzen mit Eigenverantwortlichkeit im 
Sinne einer grundsätzlich höchstpersönlichen und weisungsunabhängi-
gen Berufsausübung, wenngleich sich beide Begrifflichkeiten teilweise 
auch überschneiden. 
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Unabhängigkeit ist auch von Unparteilichkeit abzugrenzen, wozu der 
Steuerberater, im Unterschied zum Wirtschaftsprüfer, nicht verpflichtet 
ist. Der Wirtschaftsprüfer hat seinen Beruf nicht nur unabhängig auszu-
üben, sondern bei der Erstellung von Prüfungsberichten und Gutachten 
sich auch unparteiisch zu verhalten. 

Unabhängigkeit bedeutet Freiheit, nicht jedoch Schrankenlosigkeit, 
sondern Bindung an Recht und Gesetz sowie an die staatliche Rechts-
ordnung, weshalb der Steuerberater im Hinblick auf diese Bindung 
auch einer Reihe besonderer Berufspflichten unterworfen ist. Insoweit 
hat der Steuerberater seine Unabhängigkeit in unterschiedlichen Ver-
hältnissen zu wahren. Ich habe folgende drei unterschieden: 

Die Wichtigste, erstens, ist die Unabhängigkeit gegenüber dem Staat – 
Staatsunabhängigkeit, Freiheit von staatlichen Weisungen. Zweitens, 
die Unabhängigkeit vom Auftraggeber – Parteiunabhängigkeit und da-
mit eng verbunden auch die wirtschaftliche und die finanzielle Unab-
hängigkeit. Drittens, die Unabhängigkeit von Mitarbeitern und sonstigen 
Personen. 

Der Steuerberater muss sowohl im Verhältnis zum Auftraggeber als 
auch zu seinen Mitarbeitern die Unabhängigkeit wahren, die es ihm 
ermöglicht, seine Entscheidungsfreiheit aufrechtzuerhalten und Dritte 
davon abzuhalten, auf seine Entscheidungsfreiheit Einfluss zu nehmen. 
Die Unabhängigkeit manifestiert sich in mehrerlei Hinsicht. Primär 
scheint mir für den Status des Steuerberaters die Staatsunabhängigkeit 
zu sein. Wobei ganz klar an dieser Stelle schon herausgestellt werden 
muss: nicht die Unabhängigkeit des Steuerberaters in einem privat-
rechtlichen Sinne, d. h., nicht eine Unabhängigkeit im Sinne völliger 
wirtschaftlicher Unabhängigkeit, sondern eine Unabhängigkeit in dem 
Sinne, dass der Steuerberater in geordneten wirtschaftlichen Verhält-
nissen handelt. 

Geordnete wirtschaftliche Verhältnisse sind nämlich unabdingbare Vo-
raussetzung für eine unabhängige Berufsausübung. Der Steuerberater 
muss in eigenen finanziellen Angelegenheiten sorgfältig verfahren. 

Ich komme zur Staatsunabhängigkeit. Die durch Unabhängigkeit ge-
kennzeichnete Berufsausübung unterliegt im strikten Gegensatz zum 
öffentlichen Dienst – etwa zu den Funktionen des Beamten, des Rich-
ters oder des Staatsanwalts – der Selbstbestimmung des einzelnen Be-
rufsträgers ohne staatliche Kontrolle, insbesondere ohne eine Kontrolle 
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durch die Finanzverwaltung. Der Steuerberater übt im Dienste der 
Steuerrechtspflege einen freien und unabhängigen Beruf aus. Die 
Staatsunabhängigkeit manifestiert sich gerade darin, dass der Steuer-
berater keiner Berufsaufsicht und keinem Weisungsrecht der Finanz-
verwaltung mehr unterworfen ist. „Mehr“ heißt, in der heutigen Zeit. 
Schon 1961 hat der Bundestag hervorgehoben, dass die während der 
NS-Zeit hergestellte Abhängigkeit der steuerberatenden Berufe von der 
Finanzverwaltung uneingeschränkt zu beseitigen sei. Die Unabhängig-
keit des Steuerberaters sei damit gegenüber den Finanzbehörden und 
den Mandanten sicherzustellen. Allerdings, so der Hinweis des Ge-
setzgebers, bleibe der Steuerberater natürlich den für ihn gültigen ge-
setzlichen Bestimmungen und dem allgemeinen Wohl verpflichtet. 

Dessen ungeachtet sind auch später noch diverse Aussagen des Bun-
desverfassungsgerichts dahingehend ergangen, dass der Steuerbera-
ter Mittler zwischen dem Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden sei, 
und dass er seine Unabhängigkeit und Unparteilichkeit gegenüber sei-
nen Mandanten wahren müsse. Es sei Ziel der Steuerberaterordnung, 
im Interesse des Steueraufkommens nur Personen mit bestimmter 
Fachkunde tätig werden zu lassen. Diese frühen Aussagen des Bun-
desverfassungsgerichts sind missverständlich bzw. gar befremdlich. 

Maxl hat im Steuerberatungsgesetz-Kommentar zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass die durch missverständliche Aussagen des Bundesver-
fassungsgerichts verursachten Irritationen letztlich erst durch dessen 
Entscheidung vom 04.07.1989 endgültig beseitigt worden sind. Das 
Bundesverfassungsgericht hat damals klargestellt, dass der Steuerbe-
rater Interessenvertreter seiner Mandanten, d. h., eben nicht unpartei-
isch, ist, und zugleich Organ der Steuerrechtspflege. Damit kommt dem 
Steuerberater in Bezug auf sein berufliches Handeln eine Doppelrolle 
zu. 

Dieser Dualismus findet sich heute schon in § 1 Abs. 1 BOStB, künftig 
in § 32 Abs. 2 StBerG-E: Der Steuerberater ist Angehöriger eines freien 
Berufs und (kumulativ) unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege. 
Was das Verhältnis zwischen Organstellung und den hieraus entsprin-
genden Pflichten und der Funktion des Interessenvertreters anbelangt, 
gebührt der Interessenvertretung – innerhalb der den Steuerberater 
treffenden gesetzlichen Grenzen – ein Vorrang. Die aus der Organstel-
lung folgenden Pflichten dürfen nicht die Rechte des Steuerberaters als 
Interessenvertreter überlagern. 
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Unter Bezugnahme auf die von Jessnitzer zum Rechtsanwalt als Organ 
der Rechtspflege geäußerte Auffassung, vertritt wiederum Maxl die An-
sicht, dass die dem Steuerberater eingeräumte Organstellung letztlich 
darauf abzielt, den Steuerberater „auf der Basis souveräner Gleichheit, 
die Sache des Bürgers gegenüber der Staatsgewalt vertreten zu las-
sen.“ 

Dies ist allerdings meines Erachtens nur zum Teil zutreffend. Mit dieser 
Positionsbestimmung und den damit einhergehenden Rechten des Be-
rufsträgers müssen zwingend auch Pflichten korrespondieren, um die 
Organstellung nicht als leere Begriffshülse im Raum stehen zu lassen. 
Als Organ der (Steuer-)Rechtspflege hat der Steuerberater nicht nur die 
Grenzen des für alle geltenden Rechts einzuhalten – dazu ist jeder 
Rechtsunterworfene gleichermaßen verpflichtet. Vielmehr spiegelt die-
ser Status auch die Notwendigkeit eines berufsethischen Verhaltens 
wider, die gegebenenfalls über die von der Rechtsordnung gesetzten 
Außengrenzen hinausgehen. Diese können und sollen den Steuerbera-
ter in voller Unabhängigkeit dazu bewegen, ein Mandat wegen entge-
genstehender persönlicher oder berufsethischer Überzeugungen im 
Einzelfall auch abzulehnen. 

Lassen Sie mich auf die Unabhängigkeit vom Auftraggeber eingehen. 

Unabhängigkeit vom Mandanten bedeutet vom Ansatz her keine Wei-
sungsfreiheit, da der Steuerberater im Rahmen des Auftragsverhältnis-
ses mit seinem Mandanten von dessen Weisungen grundsätzlich ab-
hängig ist. Ich nehme als Beispiel eine Entscheidung des OLG Celle: 
Das hat entschieden, dass auch in Bezug auf eine ausdrückliche Wei-
sung eines Mandanten an einen Steuerberater einen Rechtsbehelf ein-
zulegen, der Berater diesen aufgrund seiner Gehorsamspflicht in jedem 
Fall einlegen muss, und zwar auch dann, wenn er selbst diesen 
Rechtsbehelf für aussichtslos hält. Stelle ich auf das Weisungsrecht 
des Auftraggebers ab, findet dieses Weisungsrecht allerdings dort seine 
Grenze, wo dem Steuerberater ein pflichtwidriges – im Sinne eines 
rechtswidrigen oder gar strafbaren – Verhaltens abverlangt wird, z. B. 
Beihilfe zur Steuerverkürzung etc. Insoweit ist es ihm auch untersagt, 
gesetzwidrige vertragliche Bindungen einzugehen. Der Steuerberater 
ist in diesem rechtlichen Rahmen aufgrund seiner beruflichen Aufga-
benstellung aber zur bestmöglichen Wahrung der legalen Interessen 
seines Mandanten auch und vor allem gegenüber der Finanzverwal-
tung verpflichtet. 
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Die Rolle des Interessenvertreters stellt die Unabhängigkeit des Steuer-
beraters gleichwohl nicht in Abrede, zumal er jederzeit von der Möglich-
keit Gebrauch machen kann, ein Mandat, das mit seinen berufsethischen 
Überzeugungen nicht in Einklang zu bringen ist, auch abzulehnen. Ge-
fahren für die notwendige Unabhängigkeit des Steuerberaters gegen-
über seinem Auftraggeber können auch finanzielle Bindungen oder In-
teressenkollisionen begründen, ebenso wie die Gewährung von 
Provisionen und Vorteilen anderer Art. Ein Interessenwiderstreit löst ein 
Betätigungsverbot zulasten des Steuerberaters aus. 

Lassen Sie mich zur Unabhängigkeit gegenüber Mitarbeitern und Drit-
ten kommen, als letzter Aspekt der Trias, die ich aufgezeigt hatte: Staat / 
Mandanten / Mitarbeitern und Dritten. 

Unabhängigkeit gegenüber den Mitarbeitern bedeutet, dass der Steu-
erberater diese unter Aufrechterhaltung seiner eigenen Entscheidungs-
freiheit überwacht, sodass er nicht in eine Situation gerät, in der Mitar-
beiter in irgendeiner Form Druck auf ihn ausüben können. Vor diesem 
Hintergrund muss der Steuerberater seine wirtschaftliche Unabhängig-
keit auch gegenüber seinen Mitarbeitern wahren, wenngleich gegen eine 
Gewinnbeteiligung der Mitarbeiter, d. h. eine Beteiligung am wirtschaft-
lichen Erfolg der Praxis, keine Bedenken bestehen sollen. Auch die 
Duldung oder Veranlassung von mittelbaren Pflichtverletzungen durch 
einen Mitarbeiter, die dem Steuerberater in eigener Person selbst un-
tersagt sind – seien diese strafbar oder auch nur berufsrechtswidrig –, 
verstoßen gegen die Verpflichtung des Steuerberaters zur Wahrung 
seiner Unabhängigkeit gegenüber Mitarbeitern. 

Lassen Sie mich damit zum vorläufigen Resümee kommen, das ich in 
fünf Thesen aufgelistet habe. 

1. Unabhängigkeit des Steuerberaters im Sinne einer unabhängigen 
Berufsausübung ist nicht nur Ausfluss des Status als „Organ der 
Steuerrechtspflege“, sondern auch Wesensmerkmal des steuerbe-
ratenden als eines freien Berufs. 

2. Unabhängiges Organ der Steuerrechtspflege umschreibt die Stel-
lung des Steuerberaters innerhalb des Rechtsstaats. Sie steht in 
Konkurrenz zu seinem Status als Interessenvertreter des Mandan-
ten. Die Organstellung ist dabei der Stellung als Interessenvertreter 
allerdings grundsätzlich nachgelagert: Die aus der Organstellung 
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folgenden Pflichten dürfen nicht die Rechte des Steuerberaters als 
Interessenvertreter überlagern. 

3. Unabhängigkeit setzt voraus, dass der Steuerberater keine Bindun-
gen eingeht, die aufgrund Gesetz- oder Berufspflichtwidrigkeit ge-
eignet sind, seine Entscheidungsfreiheit zu beeinträchtigen. Er hat 
seine Unabhängigkeit zu wahren im Verhältnis zum Staat, zu Auf-
traggebern, zu Mitarbeitern und zu sonstigen Personen. 

4. Die Unabhängigkeit des Steuerberaters manifestiert sich primär in 
der Staatsunabhängigkeit nicht hingegen in einer Unabhängigkeit im 
privatrechtlichen Sinne, d. h., nicht in einer völligen wirtschaftlichen 
oder gar gesellschaftlichen Unabhängigkeit. 

5. Wahre Unabhängigkeit des Steuerberaters äußert sich letztlich los-
gelöst von rechtlichen Bindungen in seiner innerlichen Unabhängig-
keit als Charakteristikum seiner Persönlichkeit, d. h., im Ethos seiner 
Berufsausübung. In Rede steht die „äußere Freiheit von sachfrem-
den Einflüssen und vorzeitigen Festlegungen“. 

Ich bedanke mich für ihre Aufmerksamkeit. 
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II. Statements 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Zunächst einmal herzlichen Dank an Sie, Herr Kollege Ring, für Ihr Im-
pulsreferat, dass Sie gar nicht impulsiv, sondern wie gewohnt rheto-
risch geschliffen vorgetragen haben. 

Ich glaube, dass das Impulsreferat vielleicht bei einigen im Auditorium 
den Impuls für eine Gegenrede oder Ergänzung ausgelöst hat. Ich 
muss Sie, meine Damen und Herren, leider in Ihrer Redeleidenschaft 
ein bisschen bremsen, weil die Dramaturgie der Veranstaltung es vor-
sieht, dass wir jetzt erst einmal eine Podiumsdiskussion führen und Sie 
zu einem späteren Zeitpunkt eingebunden werden. 

In der gebotenen Kürze will ich Ihnen die „Sesselhocker“ zu meiner Seite 
einmal vorstellen und ich beginne mit unserem Gast, Herrn Dr. Misera. 
Herr Dr. Misera hat seinen beruflichen Werdegang nach dem Jurastu-
dium in der Berliner Finanzverwaltung begonnen, bevor er zum BMF 
gewechselt ist und die Karriereleiter vom Referenten bis zum Ministeri-
aldirigenten hochgeklettert ist. Als Leiter der Unterabteilung IV A, ist er 
zuständig für alle Mitarbeiter, die sich mit den Grundsatzfragen des 
Steuerrechts beschäftigen. Dazu gehört auch der Bereich des Berufs-
rechts. Wir erhoffen uns heute von Herrn Dr. Misera, dass er uns einen 
authentischen Blick in den Werkzeugkasten des Entwurfsverfassers 
gibt, der uns Aufschluss darüber bietet, warum es gerade dieser Neu-
regelung bedurfte. 

Zu meiner Rechten sitzt Herr Dr. Stein, Vizepräsident der Bundessteu-
erberaterkammer, den Sie alle kennen. Übrigens der einzige Nichtjurist 
heute auf dem Podium. Er wird uns die berufspolitische Sicht der Steu-
erberaterkammer nahebringen. 

Last but not least, Herr Kollege Prof. Kilian, ebenfalls aus unserem wis-
senschaftlichen Arbeitskreis „Berufsrecht“, der an der Universität Köln 
eine Stiftungsprofessur der Hans Soldan Stiftung innehat. Er wird uns 
über die Erfahrungen berichten, die die Anwälte mit der vergleichbaren 
Klausel hatten. Dass seine Professur in Köln eine Juniorprofessur ist, 
muss man nicht hervorheben, das erkennen Sie schon allein durch den 
unmittelbaren Gesichtsvergleich mit uns anderen hier oben auf dem 
Podium. 
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Herr Dr. Misera, von Ihnen als erstes vielleicht ein kurzes Wort zur 
Dramaturgie. 

Wir haben dieses Thema gewählt, weil wir gedacht haben, dass das 
Gesetzgebungsverfahren zur Schaffung der Organklausel in dieser 
Woche oder in den umgebenden Wochen abgeschlossen sein wird. 
Vielleicht können Sie uns kurz den Stand des Verfahrens mitteilen. Zu-
dem bitte ich Sie, dem Auditorium ein bisschen die Sorge zu nehmen, 
dass mit dieser Neuregelung eine stärkere Inanspruchnahme der Steu-
erberater verbunden sein könnte. 

Wenn man sich die Begründung im Gesetzentwurf ansieht, wird man 
nicht so richtig schlau daraus. Diese besteht lediglich aus zwei Sätzen. 
Der erste Satz stellt die Tatsache fest, dass etwas geändert wird. Der 
zweite Satz erläutert, dass somit ein Gleichklang zu § 1 BRAO herge-
stellt wird, damit die besondere Funktion des Steuerberaters als Organ 
der Steuerrechtspflege festgehalten wird“. Das ist im Grunde nur eine 
Wiederholung des Gesetzestextes. Von daher bitte ich Sie um kurze 
Erläuterung der Regelungsabsicht des Gesetzgebers. 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Vielen Dank, Herr Prof. Mann. Der aktuelle Stand zum Gesetzge-
bungsverfahren ist so, dass noch diese Woche im Finanzausschuss 
des Deutschen Bundestages darum gerungen wird, das Jahressteuer-
gesetz 2019 zu verabschieden. Die Regelungen bezüglich des Steuer-
beraters als Organ der Rechtspflege zählen mit Sicherheit nicht zu den 
streitbefangenen Themen. Daher hängt die Einbettung vom Schicksal 
des gesamten Gesetzes ab. Bei einer Verabschiedung wird in der Tat 
ein Gleichklang mit den Anwälten hergestellt. Die Regelung fällt des-
halb so kurz aus, da die Stellung des Steuerberaters als Organ der 
Rechtspflege nicht neu eingeführt wird, sondern lediglich bekräftigt 
werden soll. 

Jetzt stellt sich allenfalls die Frage, warum heute und nicht schon frü-
her, wenn doch das Verfassungsgericht schon in einer wegweisenden 
Entscheidung im Jahr 1989, und teilweise schon früher, einen Gleich-
klang zwischen Steuerberatern und Rechtsanwälten bei ihrer Tätigkeit 
und Berufsausübung festgestellt hat. Der Anlass ist vielleicht doch der, 
dass das Berufsrecht bisher hauptsächlich national dominiert war. 
Durch die zunehmende Verflechtung innerhalb Europas hat es nun-
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mehr auch europaweit Bedeutung und spielt mittlerweile in vielen 
Rechtssetzungsakten der Europäischen Union eine Rolle. 

Ich erwähne nur die Pflicht zur Anzeige von grenzüberschreitenden 
Steuergestaltungen, die jetzt auch im Gesetzgebungsverfahren liegt 
und bis Ende des Jahres in deutsches Recht umgesetzt sein muss. 
Diese enthält auch Bezugnahmen auf Berufsrechtsregelungen der Mit-
gliedstaaten und zwar hauptsächlich auf die Pflicht zur Verschwiegen-
heit. Insofern ist es aktuell wichtig, die Steuerberater als wichtiges Ele-
ment unseres Steuersystems hervorzuheben. Dies kommt natürlich 
auch der Finanzverwaltung zugute. In vielfacher Hinsicht erfüllen die 
Steuerberater bereits die Funktion als Organ der Rechtspflege – die 
Vorstrukturierung der Steuererklärungen erfolgt durch die Steuerberater 
oder auch die Vorhaltung von Belegen erfolgt durch die Steuerberater. 
Es wird deutlich, dass das Organ der Rechtspflege durchaus mehr ist 
als ein bloßes Etikett, das man nun in das Gesetz bringt, um einen 
Gleichklang mit den Anwälten herzustellen. 

Aber es ist auch keine Gefahr damit verbunden. Ehrlich gesagt, ob die-
ser Organbegriff im Gesetz steht oder nicht, die Anzeigepflichten von 
Steuergestaltungen grenzüberschreitender Art und andere Pflichten, 
die Ihnen und den Anwälten auferlegt werden, haben mit dieser 
Rechtsstellung eigentlich direkt nichts zu tun. Die würden auch kom-
men, ohne dass diese Begrifflichkeit hier in das Gesetz hineinkommen 
würde. So ist es tatsächlich mehr als ein Programmsatz. Vielleicht kön-
nen wir dies später noch einmal vertiefen, da ich darauf im Einleitungs-
statement nicht zu ausführlich eingehen möchte. 

Es ist jedenfalls ein wichtiger Punkt, der aus Sicht der Finanzverwal-
tung aber auch aus der des Berufsstandes notwendig ist, um die Praxis 
auch im Gesetz abzubilden. 

Dankeschön. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Danke fürs erste Statement. 

Also zwei Punkte sind festzuhalten: Signal nach Europa und Gleichstel-
lung mit den Anwälten. Auf die europäische Perspektive kommen wir 
mit Sicherheit später in der Diskussion noch einmal zu sprechen. Zum 
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zweiten Aspekt des Gleichklangs würde ich jetzt gerne Herrn Prof. Kili-
an einbinden. 

In § 1 BRAO, gibt es, meine ich, bereits seit 1959 diese Klausel. Sie 
haben sich damit beschäftigt und untersucht, inwieweit die Rechtspre-
chung auf diese Organklausel zurückgreift bzw. daraus Folgerungen 
zieht. Ich habe in Erinnerung, dass es meist affirmativ gewesen ist. 
Wenn Sie da vielleicht etwas zu sagen könnten? 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Vielen Dank. Wie Sie bereits erwähnt haben, Herr Prof. Mann, findet 
sich die Regelung im Berufsrecht der Anwälte auf Gesetzesebene seit 
1959. Sie geht historisch noch weiter zurück, nämlich bis zur ehrenge-
richtlichen Rechtsprechung des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Der 
Begriff ist im anwaltsrechtlichen Schrifttum einmal als sehr schillernd 
charakterisiert worden – dies vor dem Hintergrund, dass sich von jeher 
Unsicherheiten im Umgang mit der „Organformel“ – wie sie bei den 
Anwälten häufig genannt wird – feststellen lassen. 

Das beruht unter anderem auch darauf, dass der Bezugspunkt nicht 
ganz klar ist. In der ersten gesetzlichen Regelung, die aus dem Besat-
zungsrecht des Jahres 1949 stammt, lautete die Organformel: „Die An-
waltschaft ist ein Organ der Rechtspflege.“ Diese Formulierung taucht 
auch in den 1950er Jahren während der fast zehnjährigen Beratungen 
zur Bundesrechtsanwaltsordnung immer wieder auf – bis auf der Ziel-
geraden 1959 im Rechtsausschuss des Bundestages plötzlich die Re-
de davon war, dass der „Rechtsanwalt ein Organ der Rechtspflege“ ist. 

Die Unsicherheiten im Umgang mit der Organformel beruhen darauf, 
dass unklar bleibt, ob mit der Organstellung des Rechtsanwalts bei 
Anwendung der Norm durch die Kammern und insbesondere auch 
durch die Gerichte besondere Pflichten des Rechtsanwalts begründet 
werden können. Das Bundesverfassungsgericht hat dazu mittlerweile 
eine relativ klare Position, wobei diese in den 1970er Jahren – in Zeiten 
der RAF-Terrorismusprozesse – durchaus ein bisschen schwankend 
war. Heute muss man aber davon ausgehen, dass man im Lichte des 
Verfassungsrechts besondere Pflichten des Rechtsanwalts auf die Or-
ganformel nicht stützen kann. 

So hat es meines Erachtens auch der Gesetzgeber gesehen. Aber al-
les, was gleichsam zwischen dem Gesetzgeber und dem Bundesver-
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fassungsgericht liegt, ist durch eine sehr schwankende Rechtspre-
chung insbesondere der Zivilgerichte, der Strafgerichte in verfahrens-
rechtlichen Entscheidungen geprägt. Daran musste ich denken, als 
Bundesfinanzminister Scholz jüngst von einem Ritterschlag sprach, als 
er darauf verwies, dass die Steuerberater nunmehr ein Organ der 
Steuerrechtspflege sind. Als früherer Rechtsanwalt könne er aus eige-
ner Anschauung berichten, dass sich die Stellung als Organ der 
Rechtspflege gut anfühle. Das wiederum erinnerte mich an ein Zitat ei-
nes der bekanntesten deutschen Strafverteidigers, Hans Dahs, aus den 
1970er Jahren. Er sagte, dass der „Ehrentitel“ von der instanzgerichtli-
chen Rechtsprechung immer dann bemüht werde, wenn es gelte, neu-
artige Verpflichtungen des Rechtsanwalts zu normieren, die sich aus 
anderen, konkreteren Rechtsnormen eigentlich nicht herleiten lassen. 

Ich glaube daher, dass es günstig ist, dass die Steuerberater erst jetzt 
zum Organ der Steuerrechtspflege werden. Mittlerweile ist durch einige 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts Klarheit gewonnen, 
was die Organformel nicht mit sich bringt und was man nicht auf sie 
stützen darf. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Wenn ich mich recht erinnere, haben Sie gesagt, dass die von Prof. Ring 
betonte Unabhängigkeit nicht so sehr als Adjektiv in den Vordergrund 
geschoben, sondern im Grunde immer nur als Formel benutzt wird, um 
ein Ergebnis zu begründen, das ohnehin vorher schon feststeht. 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

In der Rechtsprechung – unabhängig ob Amtsgericht oder Bundesge-
richtshof, ob prozessualer oder materiell-rechtlicher Zusammenhang – 
liest man sehr häufig, „der Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege 
darf“ oder „der Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege muss“… Je 
nachdem, wie man es als Behörde oder Gericht gerade braucht, wird 
die Organstellung zur Begründung einer Vergünstigung oder – sehr viel 
häufiger – einer Belastung herangezogen. Einleitend wird in solchen 
Entscheidungen meist noch formelhaft von dem unabhängigen Organ 
der Rechtspflege gesprochen, danach ist nur noch vom Organ der 
Rechtspflege die Rede. Wenn es um mit Hilfe der Organformel kreierte 
Pflichten geht, wird das Bundesverfassungsgericht dann zwar irgend-
wann einmal feststellen: „Nein, nein, isoliert auf die Organformel kann 
man als Behörde oder Gericht eine Belastung des Berufsträgers 
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selbstverständlich nicht stützen.“ Aber naturgemäß ist es ein bisschen 
unbefriedigend für die Betroffenen, wenn sie eine solche Klarstellung 
erst nach einem Gang nach Karlsruhe erhalten. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Dr. Misera hat schon darauf hingewiesen: In Ihrer Einladung, mei-
ne Damen und Herren, steht, dass diese Neuregelung ein Petitum des 
Berufsstandes sei. Als Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer 
sind Sie, Herr Dr. Stein, ein herausgehobener Vertreter des Berufs-
standes. Erklären Sie uns bitte einmal, warum Sie diese Regelung an-
gestoßen haben? Was erhofft sich der Berufsstand davon? 

Dr. Holger Stein 

Vielen Dank Herr Prof. Mann. 

Erstmal darf ich erklären: Als einziger Nichtjurist hier sitzen zu dürfen, 
ist für mich kein Nachteil, sondern eher Ansporn. Das ist mein tägliches 
Wirken in diesem Arbeitskreis, in dem wir geballte juristische Kompe-
tenz haben und mit dieser Kompetenz versuchen, die Rahmenbedin-
gungen für die Arbeit des Berufsstandes zu begleiten. Vielleicht ist es 
manchmal auch ganz gut, wenn man nicht alles zu juristisch sieht, son-
dern versucht, bestimmte Zielstellungen bzw. Ansatzweisen erst einmal 
strategisch zu formulieren. 

Insofern darf ich an dieser Stelle schon einmal allen Juristen hier sa-
gen, die diese ganze Thematik mit beleuchtet haben und in unter-
schiedlichen Facetten aufgearbeitet haben: Es ist vielleicht auch eine 
Erkenntnis, die der Anwaltsberufsstand schon einmal vor 50 Jahren 
hätte machen können. Insofern war für uns die Herangehensweise zu 
sagen, wir stärken die Position des Steuerberaters in der Gesellschaft. 
Wenn wir die Position des Steuerberaters in der Gesellschaft stärken 
wollen, dann müssen wir jetzt nichts Neues erfinden, sondern sind auch 
bei dem Terminus technicus des Organs der Rechtspflege gelandet 
und wollten für uns eigentlich herausfinden, was heißt das überhaupt. 

Da bin ich sehr dankbar, dass wir das zum Teil jetzt schon gehört ha-
ben und wir dies auch noch weiter vertiefen werden. Am Ende ist es 
das, was wir selbst daraus machen und wie wir den Berufsstand wirk-
lich positionieren, sprich wie wir dieses Organ der Steuerrechtspflege in 
der Gesellschaft leben. Was war also der Ansatzpunkt? Wir hatten na-
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türlich in der Berufsordnung der Steuerberater schon immer im § 1 das 
Organ der Rechtspflege. Allerdings nicht mit Gesetzesstatus, insofern 
auf einer schwächeren Position. Warum brauchen wir das? 

Wir brauchen das aus meiner Sicht eigentlich aus zwei Facetten: Das 
sind einmal die nationale Facette und zum anderen die europäische 
Facette. Die europäische Facette schiebe ich vielleicht etwas nach hin-
ten, darauf können wir in gesonderter Runde noch einmal eingehen. 
Für mich ist die nationale Facette noch viel wichtiger. Wir verzeichnen 
sowohl bei uns im täglichen Besteuerungsverfahren als auch bei der 
Verwaltung zunehmende Digitalisierung. Allerdings bei der Verwaltung 
mit einem kleinen Abstand zum Berufsstand. Wir haben Veränderun-
gen der Prozesse, neue technische Möglichkeiten und wir können das 
Besteuerungsverfahren ganz anders gestalten. Wir sind aber in diesem 
Besteuerungsverfahren in einem ganz sensiblen Bereich – nämlich im 
Bereich des Staates in einer Doppelrolle. 

Auf der einen Seite hat er die Gleichmäßigkeit der Besteuerung herzu-
stellen, auf der anderen Seite ist er Nutznießer und Rahmengeber der 
Abgabesysteme, von denen er selbst profitiert. Da gibt es in sich natür-
lich einen Widerspruch, den es immer mit Augenmaß zu lösen gilt. Und 
es gibt ein zunehmendes Ungleichgewicht zwischen Staat und Bürger. 
Die sogenannte Wissensasymmetrie, die nur noch mithilfe eines Exper-
tenberufes auf gesellschaftlicher Ebene zu lösen ist, damit der Bürger 
auch in der Lage ist, die von seinem Staat vorgegebenen Gesetze rich-
tig anwenden zu können. Wir wissen selbst, dass man die Gesetze 
nicht mehr versteht, wenn man sie das erste Mal liest. Selbst nach dem 
zweiten Mal lesen inkl. der dazugehörigen Richtlinien versteht man sie 
oft noch nicht. D. h. also, an dieser Stelle gibt es ein großes Defizit. In-
sofern ist es allein des gesellschaftlichen Friedens willen notwendig, 
das gesellschaftliche Gleichgewicht herzustellen und den Bürger auf 
Augenhöhe zum Staat zu heben. 

Wenn wir den Bürger auf Augenhöhe zum Staat heben wollen, dann 
kann er das in dieser Position nicht alleine schaffen. Er bedarf dieses 
Expertenberufes. Daher muss auch dieser Expertenberuf auf Augen-
höhe zur Finanzverwaltung stehen. Diese Augenhöhe können wir ganz 
klar erkennen, wenn wir uns auf Ebene des BMF oder Ebene der Län-
derfinanzministerien unterhalten. Im täglichen Leben sieht man bei 
Streitigkeiten im Besteuerungsverfahren allerdings nicht immer die Au-
genhöhe. Ebenfalls sieht man nicht immer die Resonanz, die man 
braucht. Nämlich, dass sich der Beamte mit der gleichen Berechtigung 
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und auf Augenhöhe mit dem Bürger bzw. seinem Berater auseinander-
setzt. Ich glaube, das ist ganz wichtig und das hilft uns in der gesamt-
gesellschaftlichen Diskussion auch bei aktuellen politischen Prozessen. 

Damit komme ich wieder zurück zum fachlichen Bereich: Im fachlichen 
Bereich ist diese Wissensasymmetrie in den letzten Jahren immer grö-
ßer geworden und in der entscheidenden Position ist gerade der Steuer-
berater wichtig, um den Bürgern und Unternehmern in dieser Hinsicht zu 
helfen. Diese beratende Funktion, um diesem Gleichgewicht auf souve-
räner gleicher Grundlage, wie das Herr Prof. Ring dankenswerterweise 
herausgearbeitet hat, gegenüber zu treten. Der zweite Bereich ist dann 
natürlich der Vergleich mit den Anwälten. Da fühlen wir uns schon ganz 
selbstbewusst und nicht als der kleine Appendix der Rechtsberatung, 
sondern schon als ein Berater in Spezialgebieten. Übrigens in Gebieten, 
in denen sich die Anwälte aus gutbekannten Gründen gar nicht so sehr 
engagieren, weil sie es viel zu risikoreich sehen. Wir sind da eben auch 
in einem schwierigen Gebiet. Organ der Rechtspflege ist in einem brei-
ten Gebiet einfacher umzusetzen als in dem Bereich, den ich eben 
schon skizziert habe – im sogenannten Spezialgebiet des Rechtsgar-
tens. Bei diesem müssen wir uns dann wieder mit dem Staat direkt aus-
einandersetzen. Deswegen gibt es auch diese Fehlinterpretation als 
„mittlerer oder verlängerter Arm des Fiskus“. Das höre ich nicht gern. 
Denn das sind wir gerade nicht! Und genau diesen Bereich gilt es ganz 
klar abzugrenzen und herauszuarbeiten. 

Hierin ist genau der Unterschied zu den Rechtsanwälten zu sehen. Wir 
setzen uns in einem viel sensibleren Bereich mit dem Organ der Steuer-
rechtspflege auseinander, als dies die Anwälte im Breiten machen – 
ohne den Anwalt jetzt negieren zu wollen. Sonst sitze ich auf einem 
schweren Feld hier mit meinen Kollegen. 

Was wir als Berufsstand noch herausarbeiten müssen, ist die Frage: 
Was mache ich jeden Tag daraus? Der Kollege in Wald und Feld, der 
seine Mandanten berät, wie lebt er das jetzt? Und wie verhält er sich 
selbst in der täglichen Arbeit, um dieses Organ der Rechtspflege aus-
zufüllen? Auf der abstrakten Ebene haben wir das – glaube ich – schon 
irgendwie beschrieben. Auf der konkreten Ebene heißt das aber, wann 
bin ich an der Grenze angelangt. 

Herr Prof. Ring hat das dankenswerterweise vorhin herausgearbeitet – 
den Widerspruch zwischen Interessenvertretung des Mandanten und 
Gemeinwohlinteressen. Einige haben es hingekriegt, einige nicht. 
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Wenn wir diese Cum-Cum, Cum-Ex Geschichten analysieren: Wo ist 
die Grenze, wo ich handeln muss? Können wir das auch mit der Be-
rufsordnung oder mit dem Steuerberatungsgesetz regeln? Das glaube 
ich nicht. Das ist vielleicht auch meine Rolle, dass man nicht alle Re-
geln der Gesellschaft rechtlich normieren kann, sondern dass man 
auch über ethische und andere Kategorien des Zusammenlebens zwi-
schen den Bürgern das Verhältnis zwischen Mandant und Steuerbera-
ter klären muss. Da sind wir an einem Punkt, zu dem wir heute nicht für 
alle eine Lösung bringen können. Es stellt sich die Frage, ob man diese 
ethischen Normen kodifizieren kann. Sollte man das? Sind entspre-
chend kodifizierte Normen vielleicht auch Nachteil für die Ausübung 
des Berufs und Nachteil für die Wahrnehmung der Mandanteninteres-
sen? Das ist also ein Spagat, in dem wir uns hier bewegen und das 
kann wahrscheinlich nur die gesellschaftliche Diskussion und der ge-
sellschaftliche Diskurs beantworten. 

Eins möchte ich vorerst zum Abschluss noch sagen. Herr Dr. Misera, 
Sie haben ebenso selbstverständlich gesagt, dass die Anzeigepflichten 
und die Änderungen des Geldwäschegesetzes kommen, egal ob als 
Organ der Rechtspflege oder nicht. Da würde ich Ihnen nicht so zu-
stimmen können. Wie wir von Prof. Kilian gehört haben, haben wir bei 
den Anwälten die Erfahrung gemacht, dass diese Organstellung auch 
fehlgenutzt wird. 

Gleichwohl muss sich auch der Gesetzgeber überlegen, für welche 
Aufgaben er ein Organ der Rechtspflege einsetzt. Was er vielleicht sel-
ber machen sollte, mit seinen eigenen Kapazitäten und Ressourcen, 
um eben gerade dieses Gleichgewicht zwischen Staat und Bürger und 
die besondere Stellung dem Recht verpflichtet, dem Gemeinwohl ver-
pflichtet, aber gleichzeitig auch Mandanteninteressen und Interessen 
vertretend, nicht in eine Unwucht zu bringen. 

Da glaube ich, müsste an dieser Stelle noch viel höhere Sensibilität er-
zeugt werden. Ich hatte mich mit dem Kollegen der WPK und auch mit 
unseren Berufsrechtskollegen unterhalten, dass gerade die Verschwie-
genheitspflicht – die ein hohes Gut ist und mit den Berufspflichten ver-
wurzelt ist – in vielen Einzelgesetzen aufgeweicht wird. Da haben wir 
einen Katalog mit ungefähr 15 Sätzen, in dem diese bereits aufge-
weicht und nicht mehr umgesetzt wird. 

Auf jeden Fall ist das meines Erachtens im Gesetzgebungsverfahren zu 
überdenken und als Gradmesser des Handelns auszulegen. Danke. 
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III. Podiumsdiskussion 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Wollen Sie direkt darauf antworten? 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Stoppen können wir das natürlich nicht mehr, dies liegt in der Hand des 
Gesetzgebers. Ich hatte lediglich angemerkt, dass die Frage, ob die 
Stellung als Organ der (Steuer-)Rechtspflege im Berufsrecht normiert 
wird, nichts damit zu tun hat, ob grenzüberschreitende Anzeigepflich-
ten, etc. auferlegt werden. Im Gegenteil, diese Verankerung führt dazu, 
dass diese gesetzlichen Eingriffe auch vom Gesetzgeber vernünftig be-
rücksichtigt werden. Bei Anwälten ist alles selbstverständlich, da diese 
de facto in jeder Rechtsordnung vertreten sind. Steuerberater haben in 
Deutschland eine besondere Entwicklung erlebt. Dies manifestiert sich 
in vielen Bereichen – z. B. beim Berufszugang. Die Ausbildung der Be-
rufsträger ist im Regelfall ein anderer. Es ist wichtig, dass viele Nichtju-
risten diesen Beruf ausüben, da es nicht nur ausreicht zu sagen, dass 
jemand zwar zahlen muss, aber nicht wie viel. Das wäre keine vernünf-
tige Beratung. 

Es gibt natürlich Unterschiede, aber diese Verankerung soll deutlich 
machen, dass diese Unterschiede nicht so weit gehen, dass man dem 
Grunde nach in dem Steuerberaterberuf etwas anderes sieht als in ei-
nem Rechtsanwaltsberuf. Natürlich bleiben diese Unterschiede. Diese 
sind auch zu berücksichtigen, weil sie der Sache angemessen sind, 
aber nicht, was den Status angeht. Und deshalb nutzt es auch nichts, 
wenn die deutsche Rechtsprechung da weitgehend eine Angleichung 
längst vorgenommen hat. Wer kennt die ganzen Urteile schon? Zumin-
dest auf europäischer Ebene kennt man sie häufig nicht. 

Jeder, der die Berufsrechtsdiskussion in den letzten Jahren verfolgt hat, 
weiß, wie schwierig es in Brüssel ist, deutlich zu machen, dass es Be-
rufsträger gibt, die praktisch Anwälte sind, aber nicht so heißen, und 
dass diese eigentlich dasselbe machen und denselben Regeln wie An-
wälte unterliegen. 

Das ist praktisch in jeder Verhandlungsrunde in Brüssel neu darzustel-
len und neu zu erkämpfen. Daher haben wir jetzt vorgeschlagen diese 
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Verankerung einzuführen – insbesondere auch mit Hinblick auf die be-
ginnende Internationalisierung des Berufsrechts. 

Ich bin nun schon lange im Bundesfinanzministerium. Wir haben das 
Verfahrensrecht völlig national geregelt, beim materiellen Recht haben 
wir schon immer eine starke Überlagerung aus Brüssel. Wir haben jetzt 
im Verfahrensrecht durch die Datenschutzgrundverordnung eine starke 
Europäisierung des Verfahrensrechts, der Abgabenordnung. Wir haben 
das einmal durchgezählt in Auseinandersetzungen mit dem Bundesbe-
auftragten für Datenschutz. Zwei Drittel der Vorschriften handeln da-
von, wie die Finanzverwaltung an die Daten kommt, was sie damit ma-
chen darf und wann sie die löschen muss, und welche Rechte der 
Betroffene hat, d. h. betreffen genuinen Datenschutz. 

Zum Verhältnis des Bundesdatenschutzgesetzes zur Abgabenordnung 
haben wir bereits jetzt 27 Verfahren anhängig, die letztendlich vom 
EuGH entschieden werden. Jetzt kommen wir auch beim Berufsrecht 
immer mehr dazu, dass wir das Ganze europäisieren. Dies wird an der 
Dienstleistungsfreiheit, der Berufsfreiheit und Ähnlichem festgemacht. 
Es ist besser, dass man die Stellung der Steuerberater und ihr Berufs-
recht auch im Gesetz deutlich macht und natürlich auch in Brüssel er-
klärt. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Das Europarecht pickt jetzt schon von innen gegen das besagte Ei. Wir 
brüten das gleich in der nächsten Runde aus. Ich will vorher noch einen 
Schritt zurückgehen, da wir sonst nicht mehr zurück zu dem Vortrag 
von Herrn Prof. Ring kommen. 

Herr Dr. Stein hat gerade gesagt, Organstellung bedeutet sowas wie 
eine Herstellung der Waffengleichheit zwischen dem Steuerbürger und 
der Finanzverwaltung. Da tritt praktisch der Steuerberater als Ritter ne-
ben den Bürger und kämpft dessen Rechte durch. 

Sie haben zunächst behauptet, dass der Steuerberater primär Interes-
senvertreter seines Mandanten und zugleich Organ der Rechtspflege 
ist. Am Ende in der Zusammenfassung jedoch, dass primär die Unab-
hängigkeit zählt und die Organstellung nur nachgelagert folgt. Ich würde 
jetzt gern noch einmal den konkreten Gesetzentwurf angucken und hier 
Herrn Prof. Kilian mit einbeziehen. Wenn der Steuerberater tatsächlich 
primär ein Freiberufler und Interessenvertreter ist, warum steht das in 
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dem Gesetzentwurf genau in der umgekehrten Reihenfolge im Geset-
zestext? 

Denn da steht als Erstes, § 32 Abs. 2 StBerG-E wird wie folgt gefasst: 
„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind ein unabhängiges Or-
gan der Steuerrechtspflege. Sie bedürfen der Bestellung. Sie üben ei-
nen freien Beruf aus. Ihre Tätigkeit ist kein Gewerbe.“ Natürlich ist das 
eine juristische Wortklauberei. In der Berufsordnung steht das verbun-
den mit einem „und“ in einem Satz, da würde Ihr Diktum eher zutreffen. 
Denn nach Ihrer Aussage müsste doch eigentlich der freie Beruf im 
Vordergrund stehen und dann erst der Rest kommen. 

Bei den Anwälten steht als wesentlicher Unterschied zum StBerG: „Der 
Rechtsanwalt ist ein unabhängiges Organ“. Im Gesetzentwurf steht: 
„Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind ...“ Ich vermute, das ist 
nur dem Plural geschuldet, aber es adressiert den Berufsstand und 
nicht den Einzelnen. Ist da Ihrer Meinung nach irgendein sachlicher Un-
terschied mit verbunden oder ist das wirklich nur eine gesetzessprach-
liche Sache? 

Prof. Dr. Gerhard Ring 

Zunächst möchte ich anmerken, dass wir noch einen zweiten Satz be-
rücksichtigen müssen, den ich gar nicht benannt habe. § 32 Abs. 2 
Satz 2 StBerG-E besagt nämlich: „Sie (Steuerberater und Steuerbe-
vollmächtigte) bedürfen der Bestellung“. Erst Satz 3 statuiert die Aus-
übung eines freien Berufs und anschließend stellt Satz 4 klar, dass die 
Tätigkeit des Steuerberaters kein Gewerbe ist, weil Freiberuflichkeit 
und Gewerblichkeit sich natürlich ausschließen. 

Ich vermute ganz stark, dass die enge Verknüpfung von Bestellung mit 
dem Status des freien Berufs politisch gewünscht ist. Bestellung bedeu-
tet, dass ich ein Auswahlverfahren habe, in dem ich bestimmte Perso-
nen mit bestimmten Berufsqualifikationen und Statusvoraussetzungen, 
übertrieben gesagt, zu diesem Organ bestelle. Ich erhebe die Person in 
diesen Status, wobei ich glaube, dass das letztlich alles der Außen-
wahrnehmung Brüssels geschuldet ist. Dies kam jetzt in der Diskussion 
ziemlich deutlich zum Tragen. 

Vielleicht wäre es klüger, den Steuerberater in Brüssel als Steuer-
rechtsanwalt zu „verkaufen“. Solange wir die falsche Wahrnehmung in 
Brüssel nicht geändert haben, halte ich es auch für einen klugen Ge-
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danken zunächst einmal dort den Aufhänger zu finden, wo der Außen-
blick einen Beruf bereits kennt, der analog in allen anderen Mitglied-
staaten existiert. 

Wenn Sie mich jetzt auf mein Statement ansprechen, so bleibe ich bei 
der grundsätzlichen Aussage: Wenn ich differenziere zwischen Organ 
der Steuerrechtspflege und unabhängiger Wahrnehmung der Aufgaben 
zugunsten des Mandanten im Sinne einer Interessenwahrnehmung, 
dann ist Letzterem ein Vorrang vor der Organstellung des Steuerbera-
ters einzuräumen. Ich stimme Herrn Prof. Kilian zu, dass in der berufs-
rechtlichen Diskussion die Begrifflichkeit „Organ der Rechtspflege“ im-
mer dann Verwendung findet, wenn ich etwas nicht begründen kann. 
Es ist quasi das „Treu und Glauben-Argument“. Wenn ich nicht weiter-
komme, argumentiere ich im Positiven wie im Negativen mit dieser Auf-
fangklausel. Und vor diesem Hintergrund würde ich sagen, der Organ-
status schadet nicht, er wird aber spezifisch für das Berufsrecht der 
Steuerberater letztlich keine Neuerungen mit sich bringen. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Prof. Killian, ein Unterschied oder kein Unterschied? 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Bei Ihrer Frage ist mir eine Differenzierung von Ludwig Koch in den 
Sinn gekommen. Koch war in den 1980er Jahren Präsident des Deut-
schen Anwaltvereins, dann Vorsitzender des Berufsrechtsausschusses 
im DAV und er hat den § 1 BRAO lange in einem Berufsrechtskommen-
tar erläutert. Er hat vorgeschlagen, man solle doch zwischen mittelba-
ren und unmittelbaren Organen der Rechtspflege differenzieren, um 
dem Problem der Freiberuflichkeit und der Unabhängigkeit besser 
Rechnung zu tragen. Unmittelbare Organe der Rechtspflege seien z. B. 
Richter und Staatsanwälte, mittelbare Organe der Rechtspflege 
Rechtsanwälte, Steuerberater und – sofern diese beratend tätig sind – 
auch Notare. 

Eine solche Differenzierung würde verdeutlichen, dass Rechtsanwälte 
und Steuerberater im Gesamtsystem der Rechtspflege eine bestimmte 
rollenspezifische Funktion einnehmen, nur aufgrund derer das Gesamt-
system funktioniere. Zudem würde die Differenzierung aufzeigen, dass 
Rechtsanwälte und Steuerberater keine amtsähnliche oder staatsnahe 
Rolle einnähmen, die man mit dem Organbegriff assoziieren könnte. 
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Die mit dem Organbegriff transportierte Staatsnähe führt nämlich bis in 
die jüngste Vergangenheit zu Problemen – zum Beispiel, wenn ein be-
kannter Politiker Rechtsanwälte als „Abschiebesaboteure“ bezeichnet 
und rhetorisch fragt, „wie es Rechtsanwälten einfallen könne, in verwal-
tungsrechtlichen Verfahren Rechtsmittel bis zur Neige auszuschöpfen.“ 
Hinter solcher Kritik steht letztlich nichts anderes als die verfehlte Vor-
stellung, dass ein Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege gleichsam 
geschmeidige Verwaltungsverfahren zu garantieren habe. Oder als 
weiteres aktuelles Beispiel die Diskussion um Ausweitung der notwen-
digen Verteidigung im Strafverfahren – also das Recht auf ggf. staatlich 
(vor)finanzierten anwaltlichen Beistand bereits in der Polizeistation oder 
im Ermittlungsverfahren. Dazu hört man Diskussionsbeiträge, dass 
durch eine solche Ausweitung Strafverfahren durch Rechtsanwälte 
künftig unnötig erschwert würden. Auch dahinter steckt die Vorstellung, 
dass ein Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege einem Staatsanwalt 
nicht unnötig Probleme bereiten dürfe. Eine Differenzierung zwischen 
mittelbaren und unmittelbaren Organen der Rechtspflege würde solche 
Fehlvorstellungen sicherlich zu vermeiden helfen. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Das macht man aber nicht in dem Folgegesetz, nicht im Steuerbera-
tungsgesetz, sondern das muss man da machen, wo es immer schon 
gewesen ist. 

Lassen wir nun das „Europa-Tier“ raus. Wir haben in der Vergangenheit 
im Berufsrecht schon viele Scharmützel mit der Kommission geführt. 
Herr Dr. Misera hat auch schon angekündigt, dass man die Bedeutung 
der Steuerberater für Deutschland in Europa vielleicht besser mit der 
Organformel erklären kann. Möglicherweise kann man durch die Paral-
lelisierung zu den Anwälten generell unser Bild von freien Berufen auch 
in Europa besser verkaufen. 

Herr Dr. Stein, ich hatte Sie eben ein bisschen ausgebremst. Ist das ein 
berufspolitisches Anliegen, dass möglicherweise damit zusammen-
hängt? 

Dr. Holger Stein 

Natürlich, aber ich darf noch einmal kurz zurückspulen. Das ist viel-
leicht genau das Problem. Wir sind schon viel zu theoretisch gewesen. 
So tiefgründig hat da im BMF gar keiner darüber nachgedacht, welcher 
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Satz in welcher Reihenfolge kommt, wenn ich das so sagen darf, Herr 
Dr. Misera. 

Vielleicht lassen Sie uns das so sagen. Das Anliegen war vollkommen 
richtig, also die Positionierung gerade im europäischen Raum. Da müs-
sen wir ganz klar sagen, dass wir da eine sehr starke Unterstützung 
seitens des Bundesfinanzministeriums haben, um uns inhaltlich ausei-
nander zu setzen. Da stimmen wir uns schon ab und versuchen uns 
gegenseitig mit Argumenten voranzutreiben, die natürlich auch fachlich 
zu untermauern und zu untersetzen sind. 

Da haben wir schon die Position, dass man in Brüssel der Auffassung 
ist, dass Deregulierung Markt schafft und Markt Arbeitsplätze schafft. 
Diese Position wird von der Kommission bzw. vielen ihrer Vertreter 
über viele Jahre behauptet, aber nicht so richtig bewiesen. Im Gegen-
teil, es gibt Gutachten darüber, dass genau das Umgekehrte der Fall 
ist. Und dazu gibt es natürlich immer wieder Diskussionen, Auseinan-
dersetzungen, Parallelitäten. Dann gibt es die Überschrift „Best-
Practice“: D. h. das, was in irgendeinem europäischen Land scheinbar 
gut ist, das sucht man sich aus allen zusammen und hat dann aus dem 
Rosinenpicken einen kleinen Cocktail. Mit diesem Cocktail kann man 
sich im Prinzip das Leben schönreden und die Aufgaben der Kommis-
sion definieren. Das ist jetzt ganz vereinfacht gesagt. Praktisch heißt 
das aber schon, dass man jede dieser Auseinandersetzungen ernst 
nehmen muss und jede dieser Auseinandersetzungen durch sehr gute 
Argumente begründen muss. 

Zum Glück ist im Jahre 2015 diesbezüglich ein Urteil für uns gut aus-
gegangen: Dort hat der europäische Gerichtshof festgestellt, dass es 
souveränes Recht eines Staates ist, im Gemeinwohlinteresse und im 
Verbraucherinteresse sehr wohl den Zutritt in die Berufsausübung ein-
zelner Berufen regulieren zu dürfen – sprich im Interesse des Gemein-
wohls teilweise den Dienstleistungsverkehr zu beschränken. Das hat 
uns schon geholfen. Das hilft uns auch in der Auseinandersetzung mit 
den aktuellen Wettbewerbsverfahren. 

Es ist in der Tat richtig und ein zentrales Argument gewesen, dass wir 
in der Wahrnehmung und in der Ausgestaltung der Rechte als deutsche 
Steuerberater schon eine gewisse einseitige Stellung haben, weil unsere 
Tätigkeit in den anderen Ländern eben anders ausgeprägt ist. Im Ver-
gleich zu den Anwälten besteht eine große Parallelität hinsichtlich der 
Organisation, des Kammersystems sowie der Rechte und Pflichten. 
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Selbstverständlich kann man mit dieser Parallelität und diesen Rechten 
und Pflichten auf europäischer Ebene in der Auseinandersetzung mit 
der Kommission besser argumentieren. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Dr. Misera, könnten Sie vielleicht ein Beispiel aus einem Vertrags-
verletzungsverfahren nennen, bei dem Sie Schwierigkeiten gehabt ha-
ben, unser Bild des Steuerberaters als freien Beruf zu schildern? 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Das zu vermitteln, ist schwierig. 

Ich komme jetzt auf die von Ihnen nicht gerade beliebte „Anzeigepflicht 
für grenzüberschreitende Steuergestaltungen“ zurück. 

In den Kommissionsberatungen ist es ursprünglich tatsächlich so ge-
wesen, dass in den Kommissionsberatungen ausschließlich Rechtsan-
wälte als diejenigen anerkannt werden sollten, die ein Berufsgeheimnis 
zu wahren haben. Immerhin ist es gelungen, die Richtlinie so auszuge-
stalten, dass die Einzelstaaten bei der Umsetzung insoweit ihr nationa-
les Recht zugrunde legen können. Daher können wir sagen, dass die 
Steuerberater ebenso wie die Anwälte das Berufsgeheimnis auch bei 
Umsetzung der o. g. Richtlinie zu wahren haben. Dies war durchaus 
schwierig. Es ist weniger das Problem, dass die EU-Kommission die 
Verschwiegenheitspflicht von Berufsträgern grundsätzlich ablehnen 
würde. Es ist einfach so, dass es den Beruf des Steuerberaters in die-
ser umfassenden Ausgestaltung von Deklarationshilfe bis zur Gestal-
tungsberatung unter Einfluss des Rechtsbehelfsverfahrens bis hin zum 
Steuerstrafverfahren, tatsächlich in vielen Rechtsordnungen so nicht 
gibt! Das bedeutet, dass es primär darum geht, die Besonderheiten der 
deutschen Rechtsordnung hinsichtlich des Berufs des Steuerberaters in 
Brüssel zu erklären. Sprich es ist ein riesiges Verständnisproblem, das 
bis ins Sprachliche hineingeht. Man muss grundsätzlich klarmachen, 
wie bei uns das Berufsrecht organisiert ist, wie der Steuerberaterberuf 
entstanden ist und dass dieser rechtlich gesehen – in Bezug auf die 
Vorbehaltsaufgaben – einen Ausschnitt aus dem Rechtsanwaltsberuf 
darstellt. Das ist im Übrigen auch die wesentliche Begründung dafür, 
warum Rechtsanwälte umfassend auch steuerberatend tätig werden 
dürfen, obwohl sie dazu vielleicht umfassend gar nicht immer in der Lage 
sind. Letztendlich ist es aber aus dieser Sichtweise und mit der Her-



38 Podiumsdiskussion 

 

kunft des Berufs des Steuerberaters zu erklären. Dies muss man auch 
den Gesprächspartnern bei der Kommission vermitteln. Es erleichtert 
die Diskussion, wenn man darauf hinweisen kann, dass wesentliche 
Grundsätze, die für den Rechtsanwaltsberuf gelten, auch für den Steuer-
berater gesetzlich niedergelegt sind. Deswegen bin ich der Meinung, 
dass die gesetzliche Verankerung des Steuerberaters als Organ der 
Rechtspflege die Diskussion erleichtert, die wir bei den anstehenden 
Fragen zu führen haben, die jetzt verstärkt kommen. 

Es ist nicht nur die Deregulierung, die sich die Kommission auf die 
Fahne geschrieben hat, sondern es ist auch die Schaffung eines ge-
meinsamen Marktes für Dienstleistungen. Und Deutschland ist ein inte-
ressantes Land für solche Umsätze. Die wirtschaftliche Situation ist so, 
dass kaum jemand in ein kleines Land wie z. B. die Slowakei rein-
drängt. Aber Deutschland ist ein großer Markt und der ist natürlich um-
kämpft. Dabei geht es wesentlich um den Markt der Beratungsdienst-
leistungen. Deswegen ist es wichtig, diese Funktionen, die nur von 
Steuerberatern wahrgenommen werden, quasi wie von Anwälten, auch 
so darzustellen. 

Ein positives Ergebnis dieser Diskussion war aus unserer Sicht die Lö-
sung der Problematik der Vergütungsverordnung. Da gab es ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen Architekten, Steuerberater und noch 
andere. Wir haben sehr früh versucht, mit der Kommission Kontakt auf-
zunehmen. Die Verbindlichkeit der Vergütungsordnung ist nunmehr 
zwar nicht mehr so da und die Mindestgebühr ist gefallen, aber meines 
Erachtens hat sich in der Praxis wenig verändert. Es ist gelungen, die 
Gerichtskosten, also die Gebühren im gerichtlichen Verfahren, genau 
parallel zu den Regelungen bei den Rechtsanwälten zu vereinbaren, 
obwohl die Kommission ursprünglich auch eine totale Freigabe dieser 
Gebühren wollte. Mit dem Argument, die Rechtsanwälte machen nichts 
anderes in diesem Bereich als die Steuerberater bei uns, ist es gelun-
gen, auch die Kommission zu überzeugen, dass wir parallele Regelun-
gen brauchen. Ich glaube das zeigt, dass dieser Weg ein vernünftiger 
Weg ist, um zumindest die Kernbereiche des heutigen Steuerberater-
berufes auch in Europa zu verankern. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Während die Architekten und Ingenieure das durchgezogen haben und 
der EuGH nun vor wenigen Monaten die Mindestgebühr der HOAI ge-
kippt hat. 
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MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Genauso ist es! Das ging vor kurzem durch die Presse. Die sind hart 
geblieben und haben letztendlich verloren. Und wir haben auch weitere 
Vertragsverletzungsverfahren. Das ist das Mittel der EU, um auch das 
Berufsrecht zu verändern. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Möchte jemand von Ihnen noch etwas zu der europapolitischen Dimen-
sion sagen? 

Herr Prof. Ring hat noch zwei andere Stoßrichtungen aufgezeigt: Einmal 
das Verhältnis zur Finanzverwaltung und dann die eigene Berufsauf-
fassung, d. h. Berufsethik und intrinsische Motivation. Wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, erfolgt im Verhältnis zur Finanzverwaltung 
durch die Organklausel nun eine Erhöhung des Berufsstandes auf glei-
che Augenhöhe. Und im Verhältnis zum Mandanten habe ich als Steuer-
berater nun eine Argumentationshilfe, um das mir angetragene Mandat 
abzulehnen, weil es gesetzwidrig ist. Ich bin nicht nur Interessenvertre-
ter, sondern ich habe ein Argument mehr, um auf meine Unabhängig-
keit zu pochen. Habe ich Sie insoweit richtig verstanden? 

Prof. Dr. Gerhard Ring 

Sie haben mich richtig verstanden. Ich meine die Frage der Gleichord-
nung zum Mandanten. Ich habe einen freien Dienstvertrag mit dem 
Mandanten und im Rahmen dieses freien Dienstvertrages habe ich 
ausgeführt, dass der Steuerberater zunächst einmal – wie jeder andere 
Rechtsunterworfene – an die gesetzlichen Regularien gebunden ist. 
Nun gibt es allerdings einen Graubereich zwischen Gut und Böse. Und 
entweder hat der Steuerberater ein „Feeling“ für Gut oder Böse oder er 
hat es nicht. Das sind Dinge, die in der Steuerrechtswissenschaft rauf 
und runter durchdekliniert werden, bei denen aber das Berufsethos, ja 
bereits der gesunde Menschenverstand, sagen würde, das macht 
Mann/Frau nicht. Steuergestaltungsmöglichkeiten, die sich für mich als 
Laien in Bereichen bewegen, die unvorstellbar sind! Sie haben vorhin 
die zwei Begriffe schon verwendet. Ich will sie gar nicht in den Mund 
nehmen. Dazu hat es in reputierlichen Steuerzeitschriften und auch in 
wirtschaftsrechtlichen Zeitschriften Diskussionen gegeben, in denen die 
Rechtmäßigkeit dieser Gestaltungsmodelle überhaupt nicht angezwei-
felt worden ist – auch von renommierter Seite. 
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Die Große Fragestellung, die ich aufwerfen wollte, war und ist, ob es 
sich nicht aus der Unabhängigkeit des Steuerberaters heraus bereits in 
bestimmten Fällen aus ethischen Gründen verbietet, ein bestimmtes 
Mandat anzunehmen oder dieses Mandat abzulehnen. Das kann jeder 
Steuerberater im Grunde genommen nur für sich selbst entscheiden. 

Ich würde allerdings einer Kodifizierung solcher berufsethischer Regu-
larien, sollten sie nicht ganz im Allgemeinen bleiben, entgegentreten. 
Denn in dem Moment, in dem Sie das Ganze regulieren, kommen Sie 
in den gleichen Problemkreis rein, den der Gesetzgeber auch hat. Er 
reguliert im Nachgang und er reguliert nicht präventiv. Im Grunde ge-
nommen eine berufsethische Diskussion im Berufsstand, die letztlich 
nicht darauf abzielt, am Ende Statuten aufzustellen, aus denen sich 
dann möglicherweise Berufspflichten minderer Güte, minderen Wertes, 
ergeben könnten. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Kilian, gibt es bei den Anwälten Parallelen im strafrechtlichen Be-
reich? 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Bei den Anwälten gibt es eine Berufspflicht zur Unabhängigkeit, die 
verschiedene Teilelemente hat: Z. B. die Unabhängigkeit vom Mandan-
ten, von gesellschaftlichen Einflüssen oder vom Staat. Im Zusammen-
hang mit der Organformel, die § 1 BRAO enthält, geht es natürlich pri-
mär um eine Unabhängigkeit vom Staat. 

Ich stimme Prof. Ring zu, dass die Berufspflicht zur Unabhängigkeit bei 
den Rechtsanwälten auch von der Vorstellung getragen wird, dass die 
Unabhängigkeit gegenüber dem Mandanten eine Frage der inneren 
Haltung ist und sie entsprechend auch so vom einzelnen Berufsträger 
gelebt und eigenverantwortlich durchgesetzt werden muss. Dies ist 
aber letztlich nicht justiziabel. Es gibt bei den Anwälten daher auch 
kaum Rechtsprechung zur allgemeinen Berufspflicht zur Unabhängig-
keit, sondern allenfalls zu speziellen Berufspflichten, die man als Kon-
kretisierung des Unabhängigkeitspostulats begreifen kann. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Dr. Stein, bitte! 
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Dr. Holger Stein 

Ich kann mich Prof. Ring nur anschließen. Dies ist auch der Stand un-
serer Diskussion. Da muss sich der Berufsstand der Steuerberater na-
türlich den moralischen Ansprüchen an die Freiberuflichkeit und der 
gesellschaftlichen Diskussion anschließen und Rechnung tragen. Der 
Steuerberater muss integer sein, er wird nicht bei unlauteren Angebo-
ten schwach werden, die verschiedenen Bereiche der Unabhängigkeit 
haben Sie mit Ihrem Statement heute herausgearbeitet. Wir haben uns 
im Übrigen in dem letzten Präsidium vor ungefähr zwei Jahren mit der 
Problematik auseinandergesetzt, inwieweit ein berufsethischer Kodex 
umgesetzt werden sollte. Wir sind auf den Stand gekommen, dass man 
nicht alles juristisch und rechtlich in der Gesellschaft regeln kann. Wir 
müssen eigentlich durch das Organ der Rechtspflege im täglichen Le-
ben beweisen, was den Steuerberater im Beruf ausmacht. 

Wir haben auch die Diskussion zur Marke „Steuerberater“ geführt, bei 
der es uns darauf ankam, dass der Steuerberater ein Expertenberuf ist. 
Die Grundlage des Expertenberufes ist das Vertrauensverhältnis in der 
Gesellschaft und das muss jeden Tag immer wieder gerechtfertigt wer-
den und insbesondere natürlich gegenüber denen, dessen Interessen 
wir vertreten. 

Deswegen haben wir uns vor zwei Jahren ganz klar gegen so eine 
„Kodifizierung von Normen“ ausgesprochen. Wir haben gesehen, dass 
unter Umständen diese sogar zum Nachteil im Einzelfall werden. Wir 
wollten vermeiden, dass wenn solch eine Norm einmal gelesen wird, 
dass dies zu einem eingeschränkten Handlungsspielraum eines Berufs-
trägers führen kann. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Jetzt wäre es an der Zeit, ein Feedback aus dem Saal einzuholen und 
zu fragen, ob sich das hier versammelte Organ der Steuerrechtspflege 
mit eigenen Wortbeiträgen beteiligen möchte? 

Ich habe Herrn Dr. Heilgeist eben gesehen, der unter seiner Präsident-
schaft dafür gesorgt hat, dass wir ein Leitbild des Steuerberaters formu-
liert haben. Das berührt die ethischen Fragen ein bisschen. 

Bitte! 
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Simon Beyme 

Mich würde interessieren, ob die Formulierung, dass der Steuerberater 
künftig ein Organ der Steuerrechtspflege ist, nicht zu einengend ist. 
Vielleicht sollte man besser nur von Rechtspflege sprechen. Ich sehe 
die Gefahr, dass sich der Gesetzgeber auf diese Formulierung berufen 
könnte, wenn es darum geht, ob Steuerberater auch in anderen 
Rechtsbereichen, z. B. dem Sozialversicherungsbeitragsrecht, vertre-
tungsberechtigt sind. Am Ende heißt es dann: Falls ihr weitere Befug-
nisse haben möchtet, dann schaut in eurem Berufsgesetz nach. Da 
steht drin, ihr seid Organe der Steuerrechtspflege und nicht berufene 
Vertreter in weiteren Rechtsangelegenheiten. Sprich, dass man sich 
durch die schöne Sache, die man hier jetzt erreichen kann – die auch in 
Richtung Europa sicherlich hilfreich sein wird – für nationale Vorhaben 
vielleicht ein kleines Eigentor schießen könnte. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Das geht natürlich an den Gesetzgeber! Entschuldigung, den Gesetz-
entwurf-Verfasser! 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Also ich glaube, dass dieser Schluss mir zu weit ginge. Es gab die Dis-
kussionen zur Verankerung des Organs der Steuerrechtspflege schon 
länger – auch die Forderungen des Berufsstandes. Wie wir bereits 
ausgeführt haben, ist es ein Begriff, der durch die Rechtsprechung und 
die Praxis über die Jahre schon Konturen gefunden hat. Das hat der 
Gesetzgeber auch vorgefunden, weshalb die Begründung letztlich so 
kurz in zwei Sätzen abgehandelt wird. Weil man hier kein neues, ab-
weichendes Institut einführen wollte, sondern etwas Vergleichbares ko-
difizieren wollte, dass durch die Rechtsprechung bereits anerkannt ist. 

Wenn dann zur Debatte steht, auch andere Bereiche zu erschließen, 
dann kann man unbesorgt sein – das hängt dann wirklich davon ab, 
welche Fähigkeiten die Steuerberater im Einzelfall vorweisen, um auch 
etwas anderes mit zu beraten. Damals kam ja die Regelung, dass man 
das mitberaten darf, was Steuerrechtspflege unabdingbar macht, und 
nicht ein Anwalt dazwischengeschaltet werden muss. Das war auch 
einmal umstritten, aber die Durchsetzung hat nicht viel gekostet – das 
war, glaube ich, Ende der neunziger Jahre. 
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Insofern glaube ich, dass man die Leute beruhigen kann, dass es keine 
negativen Folgen haben wird und die Steuerrechtspflege in den Vor-
dergrund geschoben wird. Das ist nun einmal die Kernmaterie, aber die 
Rückschlüsse werden meines Erachtens nicht gezogen werden. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Es ist zwar nur das gesprochene Wort, aber Sie wissen, dass die Ver-
anstaltung aufgezeichnet wird. Man kann Ihnen das immer wieder vor-
spielen, was Sie jetzt gesagt haben. 

Herr Prof. Kilian hat bei den Ausführungen zuerst gezuckt und dann 
Herr Dr. Stein. Bitte, Herr Prof. Kilian! 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Ich bin zufälligerweise auch Mitglied im Ausschuss Rechtsdienstleis-
tungsrecht im Deutschen Anwaltverein, beschäftige mich also relativ 
viel mit rechtsdienstleistungsrechtlichen Fragen. Ich würde aus dem 
Bauch heraus sagen, dass ich eigentlich keine Risiken sehe. 

Die Gewinnung von Befugnissen für die Erschließung neuer Aufgaben 
bzw. die Notwendigkeit der Gewinnung von Befugnissen wird von der 
Organformel nicht beeinflusst. D. h. die beruflichen Aufgaben, die man 
sich erschließen möchte, muss man entweder unter die Steuerangele-
genheiten ziehen oder eine Rechtsdienstleistungsbefugnis aus einer 
Annexkompetenz gewinnen. Ich habe keine Sorge, dass die Organfor-
mel dabei Probleme bereitet. 

Ich sehe Probleme eher in der gegenwärtigen Regelung von Rechts-
dienstleistungsbefugnissen im StBerG. Darüber, ob die existierenden 
Regelungen glücklich gewählt sind und inwieweit sie mit den Rege-
lungsanliegen des Rechtsdienstleistungsgesetzes vereinbar sind, sollte 
man intensiv nachdenken. Aber das ist ein anderes Thema. Ich glaube 
nicht, dass die Organformel als solche künftig Probleme im Kontext der 
Rechtsdienstleistungsbefugnisse des Steuerberaters machen wird. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Nur mal eben eingehakt: Besagt das Rechtsdienstleistungsgesetz 
nicht, dass eine Rechtsdienstleistung nur möglich ist, wenn es im RDG 
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oder irgendwo anders steht? Dann kann es doch ruhig auch im Steuer-
beratungsgesetz stehen, oder? 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Genau! Aber es gibt im Rechtsdienstleistungsrecht den Grundsatz, 
dass ein Dienstleister ohne allgemeine Rechtsdienstleistungsbefugnis 
eine Annexkompetenz zur Rechtsdienstleistung zugebilligt bekommt. 
Wenn bestimmte Tätigkeiten sich nur sinnvoll erledigen lassen, wenn 
man auch in einem rechtlichen Aspekt beraten darf, auch wenn die 
Rechtsberatung eigentlich nicht in die Kernkompetenz des jeweiligen 
Dienstleisters gehört. 

Da haben wir die Konkurrenzsituation der Regelungen im Steuerbera-
tungsgesetz und im Rechtsdienstleistungsgesetz, die nicht ganz glück-
lich sind. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Das Problem ist, dass es, anders als bei den Anwälten, nur in einem 
Gesetz steht und nicht in zwei Gesetzen. 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Ja genau! 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Dr. Stein! 

Dr. Holger Stein 

Ich sehe da keinen Widerspruch, aber ich bin natürlich trotzdem dank-
bar für die Frage. Wir haben natürlich auch hier die Kontinuität zur Be-
rufsordnung gewahrt, in der wir schon seit den neunziger Jahren das 
Organ der Steuerrechtspflege geregelt haben, und damit nicht wieder 
einen neuen Terminus technicus auf den Weg gebracht. Im Übrigen 
hindert uns das natürlich nicht, die weiteren Aktivitäten für andere Tä-
tigkeiten zu unterstreichen. Sie wissen, dass sich gerade die Bundes-
steuerberaterkammer sehr stark im Bereich des Sozialversicherungs-
beitragsrechts engagiert. Wenn Sie sich an das Symposium vor zwei 
Jahren erinnern: Dort haben wir uns mit dem Rechtsdienstleistungsge-
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setz und gerade mit der Auslegung des § 5 RDG befasst: Was heißt 
das für den steuerberatenden Beruf? Da sind wir inzwischen auch mit 
einem Vorschlag an das BMF herangetreten, das sich damit auseinan-
dersetzt. Unser Vorschlag ist vermutlich etwas großzügiger ausgelegt, 
als dies später umgesetzt wird. Es geht darum Tätigkeiten zu definie-
ren, die dort auf dieser Grenze sind, aber dem Praktiker eine tägliche 
Orientierung bieten. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Bonjean, Doppelpass zwischen den beiden Vizepräsidenten! 

Karl- Heinz Bonjean 

Ich würde von den negativen Folgen gerne ein bisschen weg und zu den 
positiven Folgen dieser Gesetzesänderung kommen. Herr Dr. Misera 
hat sehr zutreffend ausgeführt, dass wir ein Verständnisproblem in Eu-
ropa haben. Diese Klarstellung hilft uns wirklich sehr in Europa zu er-
klären, was ein deutscher Steuerberater macht. Denn „Organ der 
Rechtspflege“ kann man erklären und das ist auch ein ganz wesentli-
cher Punkt. Die Aufgabe des gesamten Berufsstandes wird es sein, in 
den nächsten Jahren genau das zu tun! Wir werden da sehr intensiv 
auch unsere Lobbyarbeit verstärken, um genau das zu erklären. Und 
zwar nicht den Personen, die das schon kennen, was wir tun, sondern 
gerade denen, die es nicht kennen in den anderen europäischen Län-
dern! 

Ich glaube, dass die Zukunft zeigen wird, dass das das Organ der 
Rechtspflege noch ganz wichtig ist. Denn ich glaube wir werden in mit-
telbarer Zukunft sehr viele Gesetzgebungsverfahren auch im Steuer-
recht bekommen, die aus Europa auf uns zukommen. Da ist sowas wie 
ein Organ der Rechtspflege, so ein Steuerberater wie wir ihn in 
Deutschland kennen, vielleicht noch sehr hilfreich. Und vielleicht auch – 
als kleine Vision, die ich aufzeigen möchte – ein kleines Erfolgsmodell. 
Das heißt offensiver damit umgehen und erklären. Ich glaube, das ist 
die Aufgabe der Zukunft. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Dankeschön! Ich könnte jetzt mit Helmut Schmidt sagen: „Wer Visionen 
hat, soll zum Arzt gehen.“ 
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Herr Prof. Schramm, Sie haben das Wort! 

Prof. Dr. Heinz Uwe Schramm 

Ich möchte noch einmal einen anderen Aspekt in die Diskussion brin-
gen. Kann man aus der Formulierung „Steuerberater sind Organe der 
Steuerrechtspflege und Steuerbevollmächtigte, sie üben ihren Beruf 
freiberuflich aus“, entnehmen, dass es auch eine höchst persönliche 
Leistung ist? Und hilft uns das in der Abgrenzung zu durch Algorithmen 
betriebenen Portalen? 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Eine spannende Frage, die ein bisschen an unsere letzte Tagung an-
knüpft. 

Die „höchstpersönliche Dienstleistung“ haben wir im Grunde genom-
men schon in der „Freiberufler“-Definition enthalten. Aber diese ganzen 
Tax Tech-Möglichkeiten stellen uns natürlich vor größere Probleme, um 
das einzusortieren. Haben Sie eine Meinung dazu? 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Das Problem ist, ob wir, salopp gesagt, überhaupt in die Organformel 
„reinkommen“. Bei Legal Techs ist das Problem, dass das, was da pas-
siert, entweder schon gar keine Rechtsdienstleistung ist oder eine 
Rechtsdienstleistung auf eine Befugnisnorm gestützt wird, die nicht der 
Befugnisnorm für Rechtsanwälte oder Steuerberater entspricht – z. B. 
auf eine Inkassolizenz. Die Argumentation derjenigen, die solche 
Dienstleistungen anbieten, ist, dass sie eigentlich mit diesen ganzen 
Fragen nichts zu tun haben, weil sie kein Rechtsanwalt, kein Steuerbe-
rater sind und aus ihrer Sicht auch keine entsprechenden Tätigkeiten 
entfalten. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Also zumindest im Anwaltsbereich. 

Die Auslegung von Henssler setzt sich im Grunde durch und sagt, es 
gibt Inkassounternehmen, die dürfen Rechtsdienstleistungen betreiben. 
Dieses „kommerzielle gerichtliche Masseninkasso“ überschreitet aber 
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eigentlich das, was der Gesetzgeber erlauben wollte. Dazu werden wir 
demnächst eine Entscheidung des BGH in Sachen Mietspiegel erhalten. 

Bitte, Herr Dr. Stein! 

Dr. Holger Stein 

Ich würde noch einmal an Prof. Schramm anknüpfen. Ich gebe ehrlich 
zu, dass ich nicht sicher weiß, ob uns dies konkret weiterhilft. Der An-
satz ist auf jeden Fall da, dass wir diesen gemeinsam weiterentwickeln 
werden. 

Auf Legal Tax wollte ich noch einmal kurz eingehen, da dies Gegen-
stand unseres letztjährigen Symposiums war. Diesbezüglich hatten wir 
ein Papier entwickelt, dass wir momentan unter der zu erwartenden 
Entscheidung zurückgestellt haben. In Bezug auf die Anwälte ist der 
Kern meines Erachtens noch gar nicht erkannt worden. Im Moment be-
schränkt sich Legal Tax überwiegend auf den Bereich Inkasso. Hierbei 
handelt es sich um ein kleines Tätigkeitsfeld des Anwalts, sodass es 
diesen in der täglichen Praxis nicht groß betrifft. Genauso: Was macht 
der Anwalt im Flugrecht? Wahrscheinlich nichts – er verliert also nichts. 

In dem Moment, wo ich Portale habe, die auf Grund technologischer 
Entwicklung eine juristische Merger-Beratung im Großunternehmen mit 
einem Mal lösen können, steht der Anwalt am Strand und hat noch 
nicht gemerkt, dass eine Welle kommt. Das ist eigentlich das Problem, 
das meines Erachtens in der gesellschaftlichen Diskussion noch nicht 
weit genug ist. Wir werden dieses Urteil im Prinzip abwarten und wer-
den uns damit aber auseinandersetzen müssen. Bei uns ist die Sogwir-
kung viel breiter, da unser Strand breiter ist. Bei uns besteht in viel 
mehr Bereichen die Möglichkeit zur Automatisierung, dadurch dass das 
Feld des Steuerberaters viel eher erreicht werden kann. Ohne eine 
Schelte gegenüber den Anwälten zu bringen, glaube ich, dass diese 
Sensibilität noch nicht erkannt wurde. Daher streitet man sich auf ho-
hem Niveau über Randbereiche. 

Das ist meine ganz persönliche Anmerkung. Wir haben dieses Thema 
heute ganz bewusst ausgelassen und nicht an das Organ der Rechts-
pflege angedockt. Daran werden wir aber natürlich arbeiten und uns 
damit auseinandersetzen. 
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Prof. Dr. Thomas Mann 

Wobei die Frage insoweit pfiffig ist. Denn das war im Grunde der Aus-
gangspunkt unserer Überlegungen aus dem letzten Jahr, dass wir ge-
sagt haben, so richtig sind wir nicht weitergekommen, aber man kann 
vielleicht über den Begriff der Organstellung ein Argument für unsere 
Position finden. Insofern sehr schön, dass diese Idee nun gerade aus 
dem Publikum kommt. 

Ja, bitte! 

Rüdiger Schmittberg 

Ich bin hier als Vertreter der, wie haben Sie es gesagt, Herr Prof. Kilian, 
„unmittelbaren Rechtspflege“. Da ich als Vizepräsident des hiesigen Fi-
nanzgerichts natürlich immer wieder in Prozessen mit Steuerberaterin-
nen und Steuerberatern zu tun habe, möchte ich mich ein wenig gegen 
diese Differenzierung wenden. 

Ich sehe die Vertreterinnen und Vertreter der Kläger nicht nur als mit-
telbare Organe der Rechtspflege. Ich denke, dass die Praxis der heuti-
gen Gerichtsverfahren auch im öffentlich-rechtlichen Bereich durchaus 
diskursiv ist, und daher brauchen wir unmittelbare Organe der Rechts-
pflege, die den Klägerinnen und Klägern dort eine Stimme geben. 
Deswegen gefällt mir die Differenzierung nicht ganz so gut. 

Ein bisschen habe ich auch vermisst, den Begriff der Rechtspflege als 
solchen etwas genauer zu untersuchen. Die Rechtspflege ist im enge-
ren Sinne eben die gerichtliche Tätigkeit. Schon bei den Anwälten ist 
natürlich ein großer Teil gar nicht vor Gericht tätig, aber bei den Steu-
erberaterinnen und Steuerberatern ist das ein noch viel größerer Be-
reich. Die meisten kommen in ihrer Berufspraxis überhaupt gar nicht 
zum Finanzgericht. Man müsste daher vielleicht noch einmal überle-
gen, ob man dort für die Differenzierung angreift. In der anwaltlichen Li-
teratur spricht man von vorsorgender Rechtspflege. 

Ich wäre schon daran interessiert, dass sich die Steuerberaterinnen 
und Steuerberater weiterhin als das verstehen, was sie jedenfalls nach 
meiner Praxis – und soweit ich das übersehen kann, auch nach der 
Praxis der Kolleginnen und Kollegen in den anderen Finanzgerichten – 
sind, nämlich durchaus unmittelbare Organe der Rechtspflege und 
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dass sie auch als solche an der Rechtsfindung im eigentlichen Sinne 
beteiligt sind. 

Vielen Dank! 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Dankeschön. 

In der Tat haben wir die Facetten „Organ“ und „Unabhängigkeit“ seziert. 
Den Aspekt Rechtspflege nicht weiter, aber ich denke, es ist alles ge-
sagt. Rechtspflege ist die vorsorgende Rechtspflege. 

Wir haben im Arbeitskreis einen relativ weiten Bogen gezogen, um das 
einzugrenzen, indem wir nämlich gefragt haben: „Was macht den Staat, 
was macht sein Gewaltmonopol aus?“ Man darf seine Rechte nicht mit 
Gewalt durchsetzen. Dafür stellt der Staat seine Rechtsordnung und 
spezielle Organe zur Verfügung. Das sind die unmittelbaren Organe, 
die Gerichte, Rechtsanwälte oder sonstigen Organe, die dem kleinen 
Mann helfen, sein Recht durchzusetzen. In dem Sinne würde ich sa-
gen, dass der Steuerberater sowohl gerichtlich als auch außergericht-
lich durchaus ein Organ der Rechtspflege sein kann. 

Bitte, Sie haben das Wort! 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Es gibt eine historische Traditionslinie, die dazu geführt hat, dass wir 
mittlerweile den Begriff der Rechtspflege in der Organformel nicht mehr 
näher hinterfragen. Der Begriff ist 140 Jahre alt. Zum Zeitpunkt seiner 
Prägung waren Anwälte praktisch ausschließlich gerichtlich tätig. Da-
mals gab es keine Anwälte, die internationale „Merger“ betreut haben 
oder ausschließlich Vertragsjuristen waren. Anwaltliche Tätigkeit war 
gerichtliche Tätigkeit. In den Gesetzesmaterialien zur Rechtsanwalts-
ordnung von 1878 tauchte die Organformel auf und es wurde erwogen, 
sie nur im Kontext von Anwaltsprozessen zu verwenden. Auch die ge-
setzlichen Regelungen zur Anwaltschaft, die letztlich in der RAO von 
1878 normiert wurden, sollten ursprünglich ins Gerichtsverfassungsge-
setz und nicht in eine eigenständige Anwaltsordnung. Der Begriff des 
Organs der Rechtspflege hat also bei seiner Entstehung an ein gänz-
lich anderes Anwaltsbild angeknüpft als wir es heute kennen, aber die 
letzten 140 Jahren gleichwohl historisch überlebt. Mittlerweile hat bei 
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den Anwälten nur noch ungefähr 25 % der Gesamttätigkeit einen foren-
sischen Bezug. Aber der Begriff ist nun einmal da – und deshalb wird er 
heute in einem deutlich weiteren Kontext verwendet als vor 140 Jahren. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Hierzu vielleicht noch eine andere Dimension: Organ der Rechtspflege 
nicht um einen konkreten Prozess zu führen, sondern um an der Wei-
terentwicklung des Rechts mitzuwirken. Und an der Fortentwicklung 
des Rechts. Organ deutet insoweit also auf die Art und Weise, wie man 
miteinander kommuniziert, hin. 

Da war aber noch eine Wortmeldung! 

Jörg Hähnlein 

Ich finde die Einführung des Begriffs in das Gesetz seit zehn Jahren 
überfällig. Ganz einfach deshalb, weil wir heute schon gemerkt haben, 
wie viele Diskurse wir eigentlich anhand dieses Begriffes entfalten. Ei-
nen Diskurs haben wir im Moment noch gar nicht so richtig aufgefasst, 
weil wir so viel juristisch und rechtlich eigentlich überlagert sind. Ich 
weiß aber, dass ursprünglich auf dem Podium auch der Soziologe Prof. 
Hommerich sitzen sollte. 

Es geht eigentlich um die Frage, welche soziologischen Wirkungen ge-
hen von einem Organ der Steuerrechtspflege tatsächlich aus? Herr 
Dr. Stein hat es kurz gesagt: Der Begriff der Integrität ist der entschei-
dende Begriff für den Beruf. Dieser ist aber berufsrechtlich in vielen 
Einzelbegriffen geregelt. Genau hier ist der Ansatz, dass man auch den 
Organbegriff nutzen kann und muss, um diese Softskills tatsächlich zu 
diskutieren und möglicherweise auch dem Steuerberater aus dem Di-
lemma heraus zu holen. 

Was tut er denn, wenn er eine unsichere Rechtslage hat, nach der et-
was rechtlich erlaubt, aber vom Anstand her verboten ist? 

Wie verhält er sich, welche Anleitungen hat er dazu? Und der Begriff 
des Organs der Steuerrechtspflege bietet da die besten Ansatzmög-
lichkeiten. Danke! 
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Prof. Dr. Thomas Mann 

Danke für den Hinweis auf Herrn Prof. Hommerich, den wir in der Tat 
ursprünglich heute dazu holen wollten. Auf Grund gesundheitlicher 
Probleme musste er jedoch leider vor einem Monat absagen. Es war 
schwierig als Ersatz jemanden zu finden, der sich in der Berufsethik 
ähnlich speziell auskennt. 

Möchte noch jemand ergänzen? Bitte! 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Vielleicht sollte man diese ethischen Fragen nicht so überhöhen. Ich 
meine, die waren immer da und diese Fragen, was jemand berät oder 
nicht berät und wo die Grenzen zwischen dem ethisch Vertretbaren und 
dem Illegalen bestehen – das ist oft eine Gratwanderung. Herr Prof. 
Ring, Sie hatten es ja bereits angedeutet, dass der freie Beruf im Prin-
zip Interessenvertreter des Mandanten und nicht des Staates ist. Auch 
wenn es in bestimmten Fallkonstellationen manchmal ein bisschen 
merkwürdig klingt, so ist es doch eigentlich selbstverständlich. Ich be-
ziehe mich immer auf eine Entscheidung aus den neunziger Jahren, die 
ich selbst miterlebt habe. Da war es so, dass ein Steuerberater eine 
vom ihm als rechtswidrig angesehene Praxis eines Finanzamtes kannte, 
dass er seinem Mandanten aber davon nichts gesagt hat und er den 
Fall so beraten hat, wie er es für rechtmäßig hielt. Objektiv gesehen 
war diese Praxis des Finanzamtes tatsächlich rechtswidrig. Der Man-
dant hat dann von einem Konkurrenten erfahren, dass man eine Förde-
rung durch die rechtswidrige Praxis des Finanzamts hätte bekommen 
können, und dass sein Berater ihn darauf nicht hingewiesen hat. Da-
raufhin hat er seinen Berater in Haftung genommen und der Bundesge-
richtshof hat entschieden, das war zu Recht. Das hat große Empörung 
ausgelöst. Es könne doch nicht sein, dass in dem Prozess nie auf die 
objektiv rechtswidrige Praxis des Finanzamtes abgestellt und diese in-
frage gestellt worden sei. Der Steuerberater hat natürlich angeführt, 
dass er seinem Mandanten doch nicht etwas Rechtswidriges raten 
könne und das dies gegen seine ethischen Grundsätze verstoßen würde. 
Auf den Einwand des verklagten Beraters, wie er sich denn hätte kor-
rekt verhalten sollen, hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass er 
den Mandanten auf die Praxis des Finanzamtes hätte hinweisen müs-
sen und gleichzeitig hätte anmerken müssen, dass er diese für rechts-
widrig halte und er ihm dazu nicht raten würde. Wenn der Mandant 
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dennoch auf dem aus Sicht des Beraters rechtswidrigen Förderungsan-
trag bestanden hätte, hätte er sein Mandat niederlegen müssen. 

Das mag weltfremd klingen, aber es ist tatsächlich so, dass diese Mög-
lichkeit und Freiheit auch gegenüber dem Mandanten besteht. Ich denke 
dies ist ein Dilemma, das die ganze Zeit schon besteht. Durch die Ver-
ankerung des Begriffs „Organ der Rechtspflege“ im Gesetz wird dieses 
Dilemma weder gelöst noch verschlimmert. Das bleibt nach wie vor! Es 
ist letztendlich eine Entscheidung des jeweiligen Beraters! Dafür ist er 
ja Freiberufler und kein Beamter, der weisungsunterworfen ist. Das ist 
eben der Unterschied. Sie als Steuerberater können sagen, dann bera-
te ich den Mandanten nicht. Er muss dann lediglich in Kauf nehmen, 
weniger zu verdienen. Das ist ja auch die Freiheit, die der Freiberufler 
hat und ich finde, daran ändern auch irgendwelche Ethikgrundsätze 
nichts. Letztlich muss er dann in eigener Verantwortung entscheiden, 
für was er sich hergibt und für was nicht. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Herr Prof. Ring nickt. Nehmen Sie bitte das Mikrofon und nicken Sie 
laut. 

Prof. Dr. Gerhard Ring 

Das scheint mir auch tatsächlich der gravierende Unterschied zu sein. 
Als in einem besonderen Gewaltverhältnis zum Staat stehender Beam-
ter, ja so hieß es einmal anschaulich, haben Sie Bedenken gegen die 
Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Weisung, die Sie ausführen sollen. 
Sie remonstrieren dagegen, Sie remonstrieren ein zweites Mal und Sie 
lassen sich dann anweisen und fertigen einen Vermerk darüber, dass 
Sie, gegen Ihre eigenen rechtlichen Bedenken, dieser Weisung nun-
mehr folgen müssen. Ansonsten befinden Sie sich disziplinarrechtlich in 
einer Malaise. Und hier hat sich der Steuerberater – im Unterschied 
zum Beamten – in aller Freiheit zu entscheiden, für das, was er ethisch 
für richtig erachtet und das, was er als unethisch ablehnt. Und das 
scheint mir, wenn man Steuerrechtspflege in Augenhöhe betrachtet, 
auch der zentrale Unterschied zwischen dem Steuerberater als Organ 
der Steuerrechtspflege und der Steuerverwaltung als Teil der Steuer-
rechtspflege zu sein! 
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Prof. Dr. Thomas Mann 

Sie können sich jetzt in moralisch freier Verantwortung entscheiden, 
noch eine Frage zu stellen, sonst biege ich auf die Zielgerade ein. Bitte, 
Herr Ruppert! 

Stefan Ruppert 

Ich wollte noch einmal zu dem Thema gerichtliche Rechtspflege und 
Europa zurückkommen. Es ist so, dass der deutsche Steuerberater eine 
Sonderstellung in Europa im Vergleich zu anderen Steuerberaterberufen 
einnimmt. In einem Punkt unterscheidet er sich wesentlich, nämlich bei 
der gerichtlichen Vertretungsbefugnis. Es ist gesetzlich geregelt, dass 
der Steuerberater zur gerichtlichen Vertretung in Steuersachen bis zum 
Bundesfinanzhof befugt ist, aber zum Teil auch vor den Verwaltungs- 
und Sozialgerichten. Das Bundesverwaltungsgericht hat das vor eini-
gen Jahren noch erheblich erweitert – praktisch auf alle Gebühren- und 
Beitragsangelegenheiten. Wenn man jetzt nach Europa guckt, dann ist 
es so, dass fast in keinem anderen Staat Steuerberater zur Prozessver-
tretung befugt sind. Dies sind immer nur Anwälte. Das ist noch einmal 
eine starke Parallelität zu den Anwälten. Das zeigt die Sonderstellung 
und das sollte man auch jetzt in den Gesprächen in Brüssel noch ein-
mal hervorheben. Das haben wir auch schon gemacht. Nun können wir 
aber noch zusätzlich mit der Stellung als Organ der Steuerrechtspflege 
argumentieren. 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Ein interessanter Aspekt! Vielen Dank! Das haben wir heute gar nicht 
beleuchtet. 

Dann würde ich nun die Schlussrunde starten. Wenn Sie noch mal kurz 
Ihr persönliches Fazit ziehen, ob die Organklausel eine sinnvolle Rege-
lung ist. Ich glaube, wir haben hier diesmal keinen Dissens. Aber erklä-
ren Sie uns dann, warum es eine sinnvolle Regelung ist und vielleicht 
fangen wir bei Ihnen an, Herr Prof. Ring. 

Prof. Dr. Gerhard Ring 

Ich halte die Regelung für sinnvoll, immer aus der Perspektive Brüs-
sels. Aus diesem verengten Blickwinkel heraus ist sie auch notwendig. 
Im Übrigen ist die Regelung kein Novum. Wir hatten sie bislang in der 
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Satzungsbestimmung, wir haben sie in tradierter Judikatur. Es wird 
nichts Neues dadurch kreiert und, wenn es hilfreich ist in der Argumen-
tation Deutschlands gegenüber der EU, kann ich nur sagen: Schaden 
tut's nicht. Und nützen? Da warten wir ab, ob es von Nutzen sein wird. 

Prof. Dr. Matthias Kilian 

Ich kann mich da letztendlich nur anschließen. Im Hinblick auf die Siche-
rung der Zukunftsfähigkeit des Berufsstandes ist es aus meiner Sicht 
sehr sinnvoll, dass die Organstellung nun gesetzlich abgesichert ist. 
Insgesamt ist es wahrscheinlich sinnvoll, sich in berufsrechtlichen Fragen 
nicht zu weit von den Anwälten zu entfernen. Keineswegs, weil das Be-
rufsrecht der Anwälte in jeder Hinsicht vorbildlich wäre, sondern viel-
mehr, weil es einfach, wie Herr Dr. Misera zu Recht betont hat, in Brüssel 
leichter fällt, mit Anwälten zu argumentieren. Je mehr Deckungsgleich-
heit der Rechtsrahmen der Berufe aufweist – die Organformel ist letzt-
endlich nur ein Element davon –, desto leichter ist es sicherlich, den 
Beruf in Brüssel zukunftssicher zu machen. Wichtig wird sein, dass aus 
den Erfahrungen der Anwaltschaft, die schon über 100 Jahre Erfahrung 
mit der Organformel gesammelt hat, gelernt wird. Dass in der täglichen 
Rechtsanwendung nicht Fehler gemacht werden, unter denen die An-
wälte gelitten haben. Insbesondere darf die Formel nicht wie bei den 
Anwälten als Allzweckwaffe benutzt werden, um beliebige Pflichten zu 
erfinden, die im Gesetz nicht angelegt sind. 

Mein Mantra zum Thema Organformel ist, dass im Prinzip alles, was 
man einem Steuerberater oder einem Rechtsanwalt ins Stammbuch 
schreiben möchte, begründbar sein muss, ohne dass man einmal den 
Begriff „Organ der Rechtspflege“ bzw. „Organ der Steuerrechtspflege“ 
verwendet. Im Lichte von Art. 12 GG müssen Berufsausübungsregeln 
nicht mit Phrasen, sondern mit Allgemeinwohlgründen gerechtfertigt 
werden. Man kann sich als Gericht oder Behörde nicht aus dieser ver-
fassungsrechtlichen Verantwortung stehlen, indem man sich einfach in 
die Organformel flüchtet. Diese sollte im Alltagsgeschäft nicht so hoch 
gehangen und intensiv genutzt werden. 

Ein letzter Hinweis, was Sie als Organ der Steuerrechtspflege dem-
nächst nicht mehr dürfen: In der ersten ehrengerichtlichen Entschei-
dung der Anwaltschaft aus dem Jahr 1883, in der dieser Begriff ver-
wendet wurde, ging es darum, dass ein Rechtsanwalt einen Richter 
zum Duell aufgefordert hatte. Dieser hatte gegen den Rechtsanwalt eine 
sitzungspolizeiliche Maßnahme verhängt. Das Gericht hatte dort ge-
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sagt, dass es eines Organs der Rechtspflege unwürdig sei, einen Rich-
ter zur Klärung persönlicher Händel zum Duell aufzufordern. Wenn Sie 
also demnächst einmal Ärger mit dem Vorsteher eines Finanzamtes 
haben – diese Form der Konfliktlösung ist, wenn sie denn jemals mög-
lich war, künftig definitiv ausgeschlossen. 

MDg Dr. Hans-Ulrich Misera 

Also ich halte das selbstverständlich auch für sinnvoll, sonst wäre das 
auch nicht vorgeschlagen worden. Wie jetzt kurz dargestellt, muss es 
natürlich auch ausgefüllt werden. Und zwar durch die Vorschriften, die 
im Einzelnen regeln, was damit vereinbar ist und was nicht. Die Aus-
prägungen sind dann die spezialrechtlichen Regelungen, die judizierbar 
sind und worauf dann gegebenenfalls auch berufsrechtliche Maßnah-
men fußen. 

Insofern wird jetzt quasi ein Dachstein über ein Gebäude gesetzt, bei 
dem das Dach schon steht und nur der Dachfirst noch fehlt. Daher bin 
ich der Meinung, dass wir das Haus erst einmal hinstellen. Selbstver-
ständlich muss das Haus immer renoviert werden und diese Renovie-
rung wird sich mit Sicherheit unter Einbeziehung der europäischen 
Rechtsentwicklung ergeben. Es kann natürlich auch sein, dass es eine 
Konversion von beiden Seiten wird. Also nicht nur eine weitere Annähe-
rung des Berufsrechts der Steuerberater an das der Anwälte, sondern 
man muss auch sehen, wie sieht das ganze Feld der vereinbaren Tä-
tigkeiten aus. 

Es kann durchaus sein, dass die Konvergenz dieser Berufe – die letzt-
lich aus unserer Sicht notwendig ist, um die Dauerhaftigkeit dieses Be-
rufsrechts EU weit zu gewährleisten – durchaus vielleicht die eine oder 
andere Sache beinhaltet, die vielleicht nicht auf ungeteilte Freude stößt. 
Das ist nicht nur eine rein positive Entwicklung. Es kann durchaus sein, 
dass es auf Grund dieser Annäherung an das Berufsrecht der Rechts-
anwälte auch gewisse Rückkoppelungen gibt, bei denen man sagt: 
Nein, so etwas wird von Unternehmensberatern gemacht, das sei nicht 
mehr vereinbar mit der Stellung als Organ der Rechtspflege. Es bleibt 
abzuwarten, wie sich das entwickelt. Aber die bewusste Annäherung 
beider Berufe hat auch gegebenenfalls eine weitere Annäherung beider 
Berufsordnungen zur Folge und damit vielleicht auch Einschränkungen. 
Das bleibt abzuwarten. 
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Prof. Dr. Thomas Mann 

Schön, dass Sie Dachstein gesagt haben, weil der Kollege Prof. Käm-
merer den Begriff „Schlussstein“ geprägt hat, der letztendlich dasselbe 
meint. 

Dr. Holger Stein 

Schmuckstein! 

Prof. Dr. Thomas Mann 

Schmuckstein im Gebäude, sehr gut. Vom Schmuckstein nun zu Dr. 
Stein! 

Dr. Holger Stein 

Ja, das ist eng zusammen. 

Auch ich muss ab morgen überdenken, wie ich mit dem Finanzbeamten 
umgehe – so wie es Prof. Kilian angemerkt hat. 

Die Aufnahme dieses Terminus technicus ins Gesetz war zwingend, 
weil sie die aktuelle Rechtssituation schon beschrieben und nur das 
klargestellt hat, was wir eigentlich täglich praktizieren. Sie war auch 
notwendig in Bezug auf unser Auftreten und unsere Positionierung a) in 
Europa, aber auch b) im nationalen Maßstab: Wie positionieren wir uns 
für unsere Mandanten in unserem Rechtssystem? Wie geht es weiter? 

Es ist richtig, was Sie gesagt haben, Herr Dr. Misera, „no risk, no fun“. 
Man kann nicht nur positive, sondern muss möglicherweise auch nega-
tive Dinge gegen sich wirken lassen. Das sehe ich ganz genauso. 

Als Ausblick darf ich anmerken, dass wir uns in den nächsten Wochen 
im neukonstituierenden Ausschuss 10 für die nächsten vier Jahre ein 
berufsrechtliches Konzept erarbeiten werden. Auf dieser Grundlage 
werden wir ab voraussichtlich Januar 2020 unsere nächsten Schritte 
und Gedanken formulieren. Und wir werden den wissenschaftlichen Ar-
beitskreis antreiben, um mit juristischen und fachlichen Diskussionen 
unser Vorhaben zu unterstützen. 
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Prof. Dr. Thomas Mann 

Ich bedanke mich bei allen vier Podiumsteilnehmern und bei dem Audi-
torium für einen anregenden berufsrechtlichen Nachmittag. 

Die inhaltliche Zusammenfassung der Diskussion würde also lauten: 
Wir stimmen überein, dass es gut ist, dass die Organvorschrift kommt. 
Aber was danach kommt, wissen wir nicht. Das wird die Rechtspre-
chung, das wird die weitere Entwicklung zeigen. Insofern ist ein 
Schlusswort bei so einer Tagung das, was im Theater der Epilog ist. 
Darum bediene ich mich beim Epilog des „Guten Menschen von Sezuan“ 
von Bertolt Brecht: „Wir stehen enttäuscht und sehen betroffen, der 
Vorhang zu und alle Fragen offen.“ 

Kommen Sie gut Heim. Dankeschön. 

-ENDE- 
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